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F i n 1 e i t u .n g . 


Der geschieht Hohe Teil dar Untersuchung hat 
hei der Reformation einzusetzen. Damals wurde unser 
Problem das sowohl das Verhältnis einer Rel.igions- 
resell sohaft zum Staate überhaupt, als insbesondere 
las einer religiösen [Minderheit zum Gegenstände hat, 


zuerst aufgeworfen. 

Von der Reformation an sind bei der geschicht¬ 
lichen Betrachtung der Rechtsstellung der Hamburger 
Katholiken vier Abschnitte n unterscheiden: 

T Der erste Abschnitt umfasst die Zeit , während 
v' loher der durch die Spaltung der Kirche geschaffene 
Zustand noch der rechtlichen Regelung entbehrte, 
und sich im Reich zwei Religions'parteien feindlich 
gegenüber Standen. Jeder Reichsstand wff»*** nach 
innen und aussen seinen Standpunkt mit der zu Gebote 
stehenden Macht, der unfähigen und zögernden Reichs¬ 
gewalt vorgreifend. Der Augsburger Religionsfriede 
von 1555 beendete diese Periode dadurch, dass die 
Existenzberechtigung beider Religionsparteien aner¬ 


kannt wurle. 

II. Der zweite Abschnitt reicht vor bis 


1785 ; 


man di 


cüifis 


er wird beherrscht vom Gedanken des ius refor- 
zuerst in der Ausprägung des Grundsatzes 
regio eius religio, soät.er, besonders im Ues't- 


phälisehen Frieden, auch unter Betonurg der Pflicht 
jedes Reichsstandes, den im Laufe ler Rei Irl o-swtrren 
herausgebildeten Zustand zu erhalten. 

ITT. Der dritte Abschnitt, 17° C bis lRßC, he¬ 
gt n t mit d i der Ideen der Aufklärung} in 
bürg mit Erlass des "Tel orunz.edikt.es" in lern, 


unter bedeutenden Eins ehr äni-urger , der Katholiken 


" fr 1 a 











p 


"fr , is und ungestörte Religicnsühung" gestattet 
rurde . 

tv. Den vierte Abschnitt beginnt, mit dem. In¬ 
krafttreten der Hamburg!scher VAr fassurg vor 1860. 
Damals wurde der bis dahin in sei rem hob itJl.eher 
Rechten absolute Staat abgelegt durch den konsti¬ 
tutionellen, der, von der Kirche getrennt, die früher 
in Anspruch genommenen rein kirchlichen Rechte auf- 

-ab und nur noch nach der Verfassung die Firchen- 

1) 

hoheit ausübte. 

Der 11. August 1919, an dem die neue Reichsver¬ 
fassung ir Kraft trat , sohl i »et 1 - r ' 1 1 n m 

geschichtlicher Betrachturg a b. 


vol l 1 or men : 


der ev 


TI Pie Trennung mar vwü. - . ^ , 

ange lisch lutherischen T.ander 


auch das Patronat 
ikirche v 


rar keine 

ltlicl , lf ; ®f lluert föhr nde B ' ’ . 

«anndern eine reine Irirchl ich( , • 1 ' I ■■ 

V 1. darüböi , >h S. ' /. 

Wulff III, S.449 Anm.?. 










o 


j , rije Zeit vor 1 c 09 1 is } r cc . 

Da die Reformation, 'Tie a- den meint er Orten, 
so aUC h in Hamburg, sich nicht in gesetztässiver 
Weise vollzog, vielmehr eine durchaus revolutionäre 
Bewegung war, lässt sich au ah nicht V-stimr.+ argeben, 
i;r . d wodurch die neue Ordnung anstelle der alten 
trat. Die rechtliche Regelung folgte erst, nachdem 
die tatsächlichen Umwälzungen vorauf gegangen waren. 

Es ha tte auch gerade über die kirchlichen Be¬ 
fugnisse, hinsichtlich lerer *osetrn äs. iger Durch¬ 
führung Einig* it ; ät.te " ' » 5 5 ' 

der Rut urd Jsn kirchlicher Instanzen, insbesondere 

4« Domkapitel, lebhafter Str n ^herrscht . 1 ' Denn 
, Bat 1 ielt sich it viel r I zi 

* on ,iten Recht der ad^o^atie i^ ’1 rohlichen 
gemäss aen 

Dingen mit Zureden. 

Die neue Tehre hatte sich ss von 1 R-4 an, mit 

Ler Wahl luth is ■ ' ’ v ' I* ' ' P 

ginnend, allmählich v ir chspielweice durchgesetzt. 

Erst nachdem sie fester Beden gefasst hatte, wurde 
die Kirchenfrage als öffentliche Angelegenheit Ge¬ 
genstand der Verhandlungen zwischen Rat, und Bürger¬ 
schaft urd darauf T*ate-ie d - Oes^zgehu-g t «==& 
meee Verhandlungen schloss der "1 ir ■ R ss" v 

O } 

io o 1529 ab. it Recht, wird er daher als das erste 
Hamburg! sehe Gesetz angesehen, das die durch die Re- 


TT r Banslrowsche Bt.r Lt 1 c 0 ; vgl , 

v , •• 26-39; aus len Bri« f 1< 1 Bürger an len 

S ' t v om 3 < .i r " ' : _ " 1 ’ v ■ 1 r> ' 

, die rhemen < hne !Td ssen und 

■Villen der Vorsteher eir- und abzusetzer. ... ( "t an¬ 

hor st S . 4 ). 

2) Ahgedrucbt bei Bartel s , Bupol ei lertband , B.4 7 ff. 
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formution geschaffenen Zustände ordnete und so das 
älteste Kirchengrundgesetz darstent. 

Irt der Einleitung zum langen Recess bekannten 
sich Rat und Bürgerschaft feierlich zur evangelischen 
lehre; im Artikel 58 wurde die Bugenhagensohe T 'i rohen- 
ordnung zum Bestandteil des Recesses erklärt. Diese 
enthält neben orgar isatorischen Bestiin-run^en auch 
zahlreiche Lehrvorschriften urd Verwerfungen m a f}, 0 _ 

1 isolier Irrlehren. 1 ^ Ergibt sich schon hieraus, dass 
Katholische Tehre und Gottesdienst verboten sein soll- 
ten s0 findet sich eine ausdrücklicl S - ’ ion ' s s 
Verbotes in Artikel 59, der lautet* " Wäre jemand, 
dar sich hierin er in di s n St 1 11 < lei ebiel is 
anders annelme, oder annehmon wollte, d r soll ln 
dieser Stadt und d=ro Gebiete nicht gelitten werden, 
sondern er soll mi* Recht verfolgeturd nach Gelegen¬ 
heit der Tat gest.rufet werde’' . ' 

Katholischer Glaube urd Kultus wurden also 

2 ) 

verboten. 

nie düt «hrurg dsr R • fl j 

Katholiken in Hamburg vorläufig geschaffene Lage wäre 

dami+ dar gestellt. 

Ec muss aber bezweifelt werden, ob Hamburg als 
Reiohsstand berechtigt war , so 1 ob hant.e Bestimmungen 
zu treffen. Ho.ch hatte der Kaiser es stets in Arsoruch 
genommen, die Kirchenfrage von selten des Reichs zu 
lösen. Das Wcrmser Edikt war nicht widerrufen, und 

dei; Speierer Reichstagsabs ohi ed von 1*26 darf nicht 

ihn 

der Sinn beigelegt werden, dass durch/die Stände 
ermächtigt wurden, in Religionssachen nach ihrem Gut¬ 
dünken 

-T) T^sb.isordere in der Einleitung uni dem Abschnitt.! 

? vor singende und lesende der Scholaren ln allen Par- 

Var cken " 


2) 










1 ) - 

dürfen zu verfahren. Wenn trotzdem l r 2? viele 
Reichsstände mit Umgestaltung der Kirche im Sinne 
praktischer Durchführung lutl »risch - 1 »hren begannen, 
c taten sic dies nur im Vertrauen auf ihr Gewissen 

und ihre iViucht . 

Die folgenden Reichsabschiede regelten immer 
nur vorläufig den Zustand, ent handln die Prot er. tan- 
t,en solange von der Pflicht, dem Wormser Mivt ent¬ 
sprechend den früheren Zustand wiederl teil , 

his ein } orzil darüber entschieden habe. 

Im x.eiche herrschte ein Spannungs- und Kampf- 
zustand. Der Kaiser und die katholische Partei sahen 
die hirchliehen Verhältnisse in den zur Re^ormatior 
.. r tp n Ländern durchaus als rechtswidrig an. 

Solange also vor selten des Reiches >eine Re¬ 
gelung erfolgte, konnte auch die Hamhurgis-he Pe- 
1i giönsgesetzgehung nur als vorläufig u-d hinsicht* 
lieh ihrer Gültigkeit ungewiss argeseh-n werden. 


IX. _pj e_ Ze it vor irrr u U 17Pr. 

Diese Regelung vor seiten der Reio*- Trachte erst 
d er Augsburger Religionsfriede von im. ' Sein Frie¬ 
densgebot erklärte den damals bestehenden Zustand 
f Ur rechtmässig, bestätigte also die -ordern in der 
pi rchenfrage eigenmächtig getroffenen Anordnungen 

;ar Territorialgewalten. Dagegen nt äusserte sich der 

laiser des bis dahin in A r Spruch genommenen Rechtes, 

für 

- ^“Än eine konsequente Durchf"hrung dieser Eestim- 

1 ni« : ' • Klefeki r, I u 1 • , . ' 7 

f) Sc die herrschende A r rieht! ^riod h rg ?. # R7 ^8R f 
üt z - hä t r u~sTTTn< und ins- 

[sToriker (f 

Zeitalter der Reformation, B-: rl.ln i R7 ?, 1 T, und 

Theologen (z.E. Pr leg,er , Die Reformation, F m in i°14 

S. 218 ) . 

2) vgl. Fürstenau P.^R ff. 
















1? 


für di© Herrschaft der wahren Religion zu sorgen 

der 'drehe das bracohiuro saeculare danzul ieten . "Das 

Reich gab den im ' Ittelalter festgehal teren katho- 

l ) 

1 hoher Rechtsstardpu* t auf • 

Damit war den Ständen das ius r^formandi, das 

Recht, für ihr Gebiet die Religion zu bestimmen, 

’kannt i r : 1 " Len best 

Grenzen gezogen - das bekannte reservatum ecolesiati- 

cum nai ent 1 5 cl ai cl J; , d .s j aus« 1 itho- 

] isehen und augsburgischen keine andere Konfession zu- 

2 ) 

gelassen werden durfte. 

Vollkommen Wegfällen sollte las Reformations- 
recht nur für die Reichsstädte, in denen beide Re¬ 
ligionen w zeithero ir Gang und Gebrauch” gewesen 
selon . r e sollten weiter beide neb n< 1 1 ul- 

3) 

den müssen.' 

Hamburg gehörte nicht zu diesen Städten, 
vielter bestimmte der Augsburger Religionsfriede, 
dass eigene Untertanen sollten ausgewiesen werden 
dürfen, wenn sie sich zi ! ®J* als 

desreligion bekannten, fremde nicht zum TTebertritt 

»nötigt so! * • ) ’ ©n 

zu SC hötzen, sollt« nicht ar tet len, 

, 4 ) 

bis dahin bestand. 


Diese Bestimmungen brachten auch für Hamburg 
nachträglich die Grundlage für Ue Artikel des lanren 
Recesses, durch die die Stadt das lutherische Be- 

Venntri s 


pacis 

■ 4) 


111 , 

Religionsfriede 
Religionsfriede 
Osnähr. Art.V ? 
Religionsfriede 


S 17 ■ 

§ 27 

- 

§ 23, 


aufrecht.erhal t.en im inst. 
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Venntnis angenommen urd kathot i scher Glauben und Ku 1 - 

tus unter Androhung von .Strafe untersagt hatte. 

Dass diese Bestimmunger zu dacht bestanden, wurde 

in der Folgezeit vor keiner Seite angez^elfei t. ; nach- 

i ) 

deD . der katholische Kultus einmal ab-gestellt war , 

?) 

beanspruchten die ersten Katholiken , die e ich 
nach 70 Jahren in Hamburg niederli essen , kein Fxer- 

citium . 


Die ersten Schwierigkeiten entstanden, a ir uro 
16C3 den Kalvinisten und Katholiken ir: AUona das 
Falten von Gottesdiensten ertaubt wurde und die Ham¬ 
burger Einwohner dieser Bekenntnisse dorthin zum 
Gottesdienst zu gehen pflegten. Dies erregte bei der 
lutherischen Bevölkerung Aergernis. 

In 1 Au zu s t 1 603 bat der Rat der Stadt Hamburg 
den Grafen Ernst von Schauenburg, das in Altona 
gewährte erercitium zu widerrufen; sonst wären Un¬ 
ruhen zu befürchten. Der Graf lehrte ab urd berief 
Sich dabei auf den Geist des Augsburger Religions- 
3) 

fr iedens . 

In der Recess vor 1(503 wurde darauf die Bestim¬ 
mung aufreromrnen, der Ru* Bube solche Hrwohnor der 
Stadt, die trotz vermähren« du*-. Sott -»edierst io Al¬ 
tona Besuchter, zu .erweisen. 4 ' 

Diese Bestimmung entsprach dei damaligen auf dem 

Au fr s hur p-g r 

— j ) ~ ü le letzte Messe wurde am 1 August i r D9 im 

2 ) Als er s^eril]exander le la Rocha aus Florenz 
/Kl efeker B, S.3^8). 

^ 3 ) ü er 1 ;• 1 t ir Fordalh'ingi- 

„che Studien, Neues Arohiv ffer achleswig-hdstein-lau- 
'enburrischen Gesellschaft für vaterländische Ge- 
iebte Fiel IR^O" , V, S.131. 

: ' 4 ) Art. 57 Abs.IV, Bart »1 , St 1. . ^ /24< . 
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Augsburger Religionsfrieden her-henden Rech'tszustard; 
dsnn es handelte sich um andersgläubige, fremde Un¬ 
tertanen, die in Hamburg beirerlei Hechte oder Schutz 
genossen , ilso ausgewieser werden konnten. 

tlr der Ausweisung zu entgehen, erMr’ten die 
Hamburger Katholiken von Kaiser Rudolf einen Sckutz- 
brief, der am 20. März 160* erging. 1 ' Hierin gebietet 
der Kaiser, dass den Hamburger Kat.hoM.ben bei "*r- 
m. ei düng einer Strafe zu gestatten sei, den bat.hoM- 
schen Gottesdienst "zu halten, zu besuchen, ihm bei- 
zu wohnen und abzuwarten." Der Kaiser beruft sich bei 
diesem Befehl auf die pleritudo maiestatis. 

Abgesehen davor, ob nicht diese Anordnung der 
Laue und den Wünschen der Hamburger Katholiken eut- 

* la3S ihnerwnur hin¬ 
sichtlich ihrer Teilnahme am Gottesdienst in Altona 
beine Hindernisse in den Weg gelegt werden sölUen, 
ihrem Wortlaut nach ging sie weit "her den üblichen 
r halt eines Schutzbriefes hinaus; denn durch einen 
soicher konnte die Stadt -loht angehalten werden, 
katholischen Gottesdienst in ihren dauern zu dulden. 
E 3 war ausser Zweifel, dass Hamburg -loht zu den 
Reichsstädten gehörte, die nach dem Augsburger Reli¬ 
gionsfrieden zur Duldung Wider Konfessionen ver¬ 
pflichtet waren. 

D'-r Rat kehrte sich darum auch nicht ander Kai¬ 
serlichen Befehl. 

Auf erneute Vorstellung der Katholiken erging 

j ... , "i ■ ’ ■ •' >s Hofi smar dat, 

und 


TT)* ah gedruckt hei Dreyes S.3f-V. 












1 r 


und bald darauf sin zweites, in dem dem Rat " sub 
poena banni" , befohlen wurde, die Katholiken 
bei Ausübung ihrer Privilegien, Abhalten des 
Gottesdienstes, Gebrauch der Sakramente, Begräbnisse 
und anderer Fxercitien, nicht weiter zu behindern. 

Gleiches verlangte Ferdinand II. in einem Schutz¬ 
brief 2 ), den er Dominikanergeistlichen mitvab, 
die 1622 nach Hamburg kamen. In einem - in Hamburg 
nl e angelangten - Reskript vom 12. September 1*22 
.rurde Entfernung der weder katholischen noch luthe¬ 
rischen Sekten - gemeint waren englische Calvinisten- 
die sich in die Stadt eingeschlichen hätten, gemäss 
" 17 des Augsburg!sehen Religionsfriedens verlangt. 

Ir einem Mandat vom 28. Juli 3^27 } wurden diese For¬ 
derungen, und weiter, dass den Katholiken Religions- 
Übung zu gestatten sei, von neuem gestellt. 

Der Rat. hatte die Erlaubnis zum Abhalten katho¬ 
lischer Gottesdienste stets verweigert und war auf 
die kaiserlichen Herstellungen rieht eingegangen, 
gr nahm den Standpunkt ein, dass den Katholiken in 
Hamburg ein Exeroitium niemals zu gestanden habe und 
d^ss ihnen auch keins zustehe. Der kaiserliche Schutz 
könnte sich nur auf ihren Besuch des Gottesdienstes 

in Altona beziehen. So wurlo dem Kaiser auch ceant- 

4 ) 

worte t• 

Die Katholiken blieben also nach wie vor nur re- 
duldet, ohne .ledos Recht, Ihre Religion auszuüben. 


Fine neue Epoche beginnt mit dem Jahre 1*31 


in 


— TTTlefeker, Eand 8, S.3£?. 

2) Abgedruckt bei Dreves , S. 

3 ) Klefeker , Eand c , 8 . - 70 • 

4) Kl efeker, Band 8, S. P- 7 '"’/? 7 ^. 
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ir welchem eine kaiserliche Gesandtschaft Ir Hamburg 
errichtet atu rde , zu der ständig kathft* i sehe Geistli¬ 
che gehörten. Der erste Gesandte, Dr. v. Menzel, v» 
heiir.« Rat um die Erlaubnis ein, katholische Gottes¬ 


dienste abhalten zu dürfen, und diese Erlaubnis 

1) 

wurde ihm auch et teilt« 

Der Rat war aber der Meinung, dass es sich nur 
einen Et u# 1 , katholi¬ 

sche Stadtbewohner nicht teil nehmen durften. 

Um die Erlaubnis zur Teilnahme zu erwirken, 
-andten sich die Hamburg!sehen Katholiken durch Ver¬ 
mittlung des Kurfürsten von Mainz an den Kaiser. —' 
Der Kaiser wies in einem Mandat vom ?1. Juli 
16?5 * 2) darauf hin, dass nach der B sti 
Prager Friedens vom 20. Mai len Katholiken ein 

exercitiuro relißioris zu gewähre- sei, da sie im 

arjlJÜ£ regulati u< 1 W Y ' ' ' lrr ' v 

In seiner Antwort vom 1 ?. Oktober l63 r be¬ 
schränkt sich der Rat darauf, zu b*s rai tun , dass den 
Katholiken im Jahre 1627 ein erercitium rellgionis zu¬ 
gestanden habe, obwohl auch aus anderen Gründen die 
vom Kaiser angezogene Bestimmung rieht in Betracht 

i^3Voiijr.er ^^re. 

o 

Der Kaiser veffolgte die Anliegenheit auch 
nicht weiter; es blieb vielmehr alles beim alten, 
urd die katholischen Stadtbewohner durften nicht an 
der Messe im Gesandtschaf tsgebSude teil nehmen. 

Trn Jahre lo^c wurde 2. Domini iojs Jansen, der, 
ohne jemals Erlaubnis bekommen zu haben, Gottes¬ 
dienst abzuhalten, sich 14 Jahre in der Stadt uufge- 


T! Drevec G. c 2 } n 7. 

2 ) in ' . , e , . * •. 

H ril O 9 -37 c 
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1 ) 

halten hatte, ausgewiesen. Der Rat, machte zum ersten 
und einzigen Mal vom Recht der Vertreibung aus re¬ 
ligionspolitischen Gründen Gebrauch. 

Im gleichen Jahre wurde den Katholiken der 
Stadt erlaubt, in aller Stille den Gesandtschafts¬ 
gottesdiensten beizuwohnen} wegen der Erregung der 
Bevölkerung musste aber die Erlaubnis bald zurückge¬ 
nommen werden. ^ 

Als 1637 eine französische Gesandtschaft in 
Hamburg errichtet wurde, hielt diese in ihrem»Hotel 
öffentlichen katholischen Gottesdienst ab. Als die 
Gesandtschaft 1640 zur ständigen wurde, protestierte 
der Rat sofort gegen die Beibehaltung des öffentli¬ 
chen Gottesdienstes. Obgleich offenbar schwer durch¬ 
führbar war, dass keine Stadtbewohner der Messe bei¬ 
wohnten, wurde der Rat zu wiederholten Malen vor¬ 
stellig und ordnete z.B. an, dass die Predigten nur 
in französischer Sprache gehalten werden dürften. 3) * * 


Im Westphälischen Frieden 1648 wurden die Reli¬ 
gionsfragen von neuem, und zwar für lange Zeit endgül¬ 
tig. geregelt. Er bestätigte den Augsburger Religions- 
frieden ^ In ihlü * urd0n di ® Reichsstädt '' 0 den übri- 
g Sn Reichsständen auadrücMt ch gleichgestellt 5 ’, 

0ln9 Bestimmung, 41» Insofern von Bedeutung ist. 


]3 damit das ius reformandi für Hamburg nochmals 
inerkannt wurde. 6) Eine Einschränkung trat nur da- 


«I 

jroh ein, dass Andersgläubigen ein am 1. Januar 

524 innegehabtes exercitium publicum oder privatum 

7) 


loht entzogen werden durfte. 


Diese 


Ti—firaves S 58. 2) Dreves S.58/59 

3 ) bra v es sl 70. 4) instrum.pac.Osnabr.Art.V,§l 

5/ instrum.pac.Osnabr. Art.V, § 29. 

6) Klefeker ßd.8, S. 383/394. 7 )^.^^. 


A..i TT % F 7 1 
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Diese Bestimmung tarn für die Hamburger Katholi¬ 


ken nicht in Betracht, da diesen niemals ein exerci- 
tium religionis eingeräumt war. 

Eine andere war jedoch von Bede\itung: es wurde 
ein Fttedensinstruraent festgelegt, dass andersgläubi¬ 
ge Bewohner, denen gegenüber der Landesherr vom Recht 
der Ausweisung keinen Gebrauch machte, sondern sie 
im Lande duldete, nicht ganz rechtlos sein sollten: 
ihnen wurde das Recht der devotio domestica, das 
Kirchen- und Schulbesuchs im fremden Lande, endlich 
eine gewisse Gleichheit in der Behandlung, wenn auch 
ohne politische Rechte, zugestanden. 1 * 

Diese Bestimmungen fanden Anwendung auf die Ham¬ 
burger Katholiken; eine einschneidende Aenderung wurde 
jedoch dadurch nicht herbeigeführt, denn was die 
§§ 34,35 vor schrieben, entsprach ungefähr der vom 
Senat bisher beliebten Praxis: geduldet wurden die Ka¬ 
tholiken, aber ohne Anspruch auf Religionsübung. 

Immerhin waren sie nun der Willkür nicht mehr 


ausgesetzt wie vordem. 

Die anbefohlene "aequaUtas” wurde in Hamburg beob- 
ntet. Wir hören, dass der l6?4 verstorbene Pater 
^acht und der 1667 verstorbene Pater Wernloh mit 
fentlichem Gepränge in der Domkirohe beigesetzt 


-den. 


Es wurde also noch über da3 hlnausgegangan, 
in Artikel V § 35 des Friedensinstruments geboten 

1 ♦ 

Diese Bestimmung des Westphälischen Friedens 


-jyTnstrum. pao. Osnabr. Art.V, §§ 34,35. 

n) Dreves S.75. 

2 \ Nähe r e s über die reohtliehen Gesichtspunkte 
Xlefeker Band 8, S. 777 ff. 

-KSu 
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setzt© auch den Schlusspassus des Artikels 35 des 
Recess03 von 1603^ ausser Kraft, und wenn dieser 
Hecess durch Artikel 39 des Hauptreoasses von 1712 
aufrechterhalten wurde, so natürlich auch nur unter 
dieser Einschränkung. 

Eine weitere Verbesserung der Stellung der Ka¬ 
tholiken als religiöser Minderheit bedeutete das 1715 
vom Kaiser erlassene Edikt, in dem das Schmähen 
einer im H ei«h anerkannten Konfession verboten wur- 


Ein Ereignis in Jahre 1719 gab die Ursache zu 
einer Misshelligkeit zwischen dem Hat und den Ka¬ 
tholiken, die bis in die Mitte des Jahrhunderts fort¬ 
wirkte. Der kaiserliche Gesandte Hess damals zu¬ 
gleich mit einem neuen Gesandtschaftsgebäude eine 
neue Kapelle erbauen. Auf Betreiben des Geistlichen 
Ministeriums verlangte die Bürgerschaft vom Senat, 
er solle den Bau sistieren. Der Sanat weigerte sieh, 
erliess aber ein Mandat, in dem er die Katholiken 
daran erinnerte, dass ihnen kein exercitium publi* um 
rellgionis zustände*, sie sich vielmehr dem Westfä¬ 
lischen Frieden gemäss grösster Zurückhaltung zu b e - 

K * 3 > 

fleissigen hätten. 

Diese Mahnung genügte der aufgeregte Bevölkerung, 
die an der Religionsübung der Katholiken Anstoss 
nahm,nicht, und es kam zu Gewalttätigkeiten. Im 10. 

September 

-rpvgl* oben s.'/s, 

2) sahmauss-Senokenberg IV, S.336; in Hamburg 
veröffentlicht durch Ratsmandat, Blank II. S.872. 

3) Blank II. S.91B. ' 












20 


September 1719 wurde die bereits vollendete Kapelle 
vom Pöbel vollständig demoliert. Der Kaiser machte 
den Senat verantwortlich und verlangte in einem Pönal¬ 
edikt Deprekation, völlige Wiederherstellung und eine 
erhebliche Geldbusse. 1 ) 

Der Senat drang mit seinem Vorbringen, die Ka¬ 
tholiken hätten durch Anmassung öffentlicher Reli- 

2 ) 

gionsübung den Vorfall provoziert, nicht durch. 

Er musste dem kaiserlichen Gesandten das Görtzsche 
Haus als Ersatz zur Verfügung stellen. Desto genauer 
gab er aber nunmehr Acht, dass die Katholiken in kei¬ 
nem Punkte ihre Rechte überschritten. 

So nahm dar Senat die Uebersiedelung der Ge¬ 
sandtschaft in das Görtzsche Palais, dessen grosser 
Saal als Kapelle eingerichtet werden sollte, zum 
Anlass, um am 28. Oktober 1722 den Kaiser zu bitten, 
dahin wirken zu wollen, dass die Gesandtschaftsprie¬ 
ster sich aller "actus ministeriales über die allhier 
eingesessenen Bürger und Einwohner, sowohl innerhalb 
als ausserhalb des Hauses" enthalten möchten. Der 
Senat führte Klage über das annassende Auftreten der 
Katholiken und wollte ihren Gottesdienst^auf eine 
blosse Hausandaoht zurückgeführt sehen. 

Die Vorstellung war erfolglos; der Kaiser schritt 

nicht ein. 

Der Senat Hess jedoch die Angelegenheit nur 
vorläufig ruhen. Der Tod Carls VI. wurde als Gelegen¬ 
heit benutzt, um die alten Forderungen durchzusetzen. 

Am 

- 1 1 Klefeke? Band 8 , S.605 ff. 

2 ) Schreiben ist abgedruckt bei Klefeker, Band 8 

3 ) Klefeker , Band 8 , S.659~665. 
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Am 12. November 1740 nahm Senatssekretär Scheie im 
Auftrag des Senats vom Gesandtschaftsgebäude Besitz und 
untersagte den Geistlichen jede Verrichtung. 1} 

Der Gesandte des verstorbenen Kaisers, noch ohne 
"CredentJUalia* seitens Maria Theresia^ protestierte 

ff 

gegen die Verletzung des feyerlichst versprochenen 
£iums*• Der Senat antwortete, dass die Stadt 
sich nicht weiter zur Tolerierung des gesandtschaftu¬ 
chen Gottesdienstes erklärt habe, als insoweit der¬ 
selbe die Person des Herrn Abgesandten und dessen we¬ 
sentliche Domestiken betreffe, anstatt dessen die 
kathollsohe Geistlichkeit auch in Ermanglung einer 
kaiserlichen Abgesandtschaft solchen zu continuieren 
und bey allen katholischen Bürgern und Einwohnern 
die iura paroohalia zu verrichten, mithin ein publi¬ 
cum religionis catholicae exercitium daraus zu machen 
sich anmassen wolle." Als Beweis legte der Senat ein 
Protokoll bei, das die Aussagen von vier im Gesandt¬ 
schaftsgebäude wohnenden Personen enthielt. ?) 

Als reohtliehe Grundlage seines Vorgehens bezeich- 
nete der Senat ausdrücklich den Wortlaut des Westfäli¬ 
schen Friedens; nach diesem war die Handlungsweise 
des Senats allerdings durchaus rechtmässig. 

Genau so wurde verfahren, als nach dem Ableben 
Carls VII. bis zur Wahl F ' ranz x * eine Pa use eintrat. 

Sin Mandat des Kurfürsten von Sachsen als Reichsfir- 
kars, in dem Oeffnung der Kapelle für die Hamburgischen 
Katholiken befohlen wurde, blieb vom Senat, da ein 

solches 

-TPüreves, S.188 ff., Klefeher , Band 8, S.621. 

2) Prev93 , S.380-385. 
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solches Verlangen den gültigen Rechtssätzen zuwider 
sei, vollkommen zu Recht unbeachtet. 

Sobald aber Gesandte des neuarwählten Kaisers 
eintrafen, wurde ihnen Haus und Kapelle wieder zur 
Verfügung gestellt. 

Da seit der Wahl Franz I. die Kaiserkrone im 
Hause Habsburg-Lothringen verblieb, traten seitdem 
solche Unterbrechungen nicht mehr ein. 


Die Zeit der Aufklärung brachte eine in Reli- 

2 ) 

gionsfragen tolerante Gesinnung hervor; der Senat 
brauchte nicht mehr wie früher auf die Empfindlich¬ 
keit der lutherischen Mehrheit Rücksicht zu nehmen 
und die Katholiken ihre Infolge öm gnadenweisen 
Duldung ungünstige Stellung fühlen zu lassen; so 
gab es in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
keine Reibungen zwischen Staat und Katholiken mehr. 


Um den Rechtszustand in dieser Epoche noch ein¬ 
mal zu skizzieren, so beruhte die Duldung der Ka¬ 
tholiken in Hamburg auf reinem Gnadenakt. Weil sie 
geduldet wurden, bestimmten sioh ihre weiteren Rech¬ 
te nach §§ 3* ,35 des Artikels V des Westfälischen 
Friedens. Diese Rechte waren nur Rudimente indivi¬ 
dueller Rechte. Ein Recht auf gemeinschaftliche Re¬ 
ligionsübung und Zusammenschluss blieb ihnen/versagt. 

Ilt. 


-—TPDeeves S.195; . 
2) vgl. K^lefekers 

696. 


Klefeker, Band 8, S. 
ÖetracKtung Band 8, 


621/622. 

S.694- 




















—--- - 
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III. Die Zeit von 1785 bis l660. 

Am 19. September 1735 nahm die erbgesessene Bür¬ 
gerschaft die ihr vom Rat vorgelegte "Concession für 

die Bekenner der römisch-katholischen und evangellech- 

_1 ) 

reformierten Religion an. Mit dem Inkrafttreten 

% 

dieses Gesetzes beginnt für die Geschichte der 
Religionsfreiheit in Hamburg ein neuer Abschnitt. 2 ^ 

Am Anfang und Ende dieser "Concession", in den 
Artikeln 1 und 15» wird betont, dass das öffentliche 
Religions-Exercitium der evangelisch-lutherischen 
Kirche Vorbehalten bliebe, und dass es hinsichtlich der 
politischen Rechte insbesondere ebenfalls bei den 
bisherigen Gesetzen bliebe. 

Artikel 2 bringt die grosse Neuerungj"dagegen 
sollen alle Römlsch-Oatholischen ..., die sich schon 
jetzt hier befinden oder in der Folgezeit hierher be¬ 
geben werden, künftig eines freien Privat-Religions- 
Exercitil in dieser Stadt Ringmauern unter unserm 
Schutze geniessen, ihren Gottesdienst ungestört durch 
Geistliche ihrer Religion halten, und die Sakramente 
nach ihren Gebräuchen administrieren lassen können.*’ 
Eine nähere Bestimmung des Begriffes "Privat- 
Religions-Exercitium" bringen die Artikel 3,8 und 9. 
Mach diesen dürfen wohl "Bethäuser" errichtet werden, 
aber ohne "Thürme/'-Sacken und andern äusserlich in di® 

Augen 

-17Tn der Proposition und im Bürgerschluss war aus¬ 
drücklich von einer "Concession" die Rede, (Westpha- 
len II S.180 und 217). Es ist deshalb nicht einzusehen 
weshalb Wulff und von Melle von dein "Reglement" vom 
19.9.1785 sprechen. 

*2)Diä Concession ist vollständig abgedruckt bei 
Dreves S. 237/241; kommentiert von Wulff, III, 

S.47I~ff. 
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Augen fallenden Kennzeichen. Di© Katholiken dürfen 
ihre Feiertag© in aller Stille feiern, aber Prozession©, 
und Umgärig® ausserhalb der Mauern des Bethauses, sowie 
das öffentliche Tragen der Hostie zu Kranken, und 
alle überhaupt das''öffentliche Religionsexeroitium be¬ 
zeichnenden Feierlichkeiten’sind verboten. Dafür haben 
die Katholiken die vom Rat angesetzten Busstage und 
Dankfeste mitzufeiern, die gewöhnliche Fürbitte für 
Senat, Bürgerschaft und Stadt zu verrichten und Ver¬ 
ordnungen und Notifikationen auf Verlangen des Rats 
bekannt zu machen. 

Nach Artikel 5 und 6 sollen die Geistlichen 
tugendhaft und von friedliebender Gemütart sein, Or- 
donsgeistliche und sogenannte derlei reguläres dürf¬ 
ten nicht angestellt werden. 

Die katholische Gemeinde wird als Körperschaft 
nicht ausdrücklich anerkannt, immerhin wird ihr die 
Bezeichnung "Kongregation* beigelegt. Artikel 4 teilt 
it da0S eine besondere Deputation für die Angelegen¬ 
heiten der Christlichen, nicht lutherischen Religions¬ 
verwandten verordnet sei, die auch innere Streitigkeit«, 
der Gemeinde regeln könne. Artikel 14- gesteht der 
Gemeinde das Recht zu, Vorsteher und Aelteste zur 
Aufsicht und Verwaltung zu erwählen. Nach Artikel io 
düffen diese Vorsteher die Erträge der Kollekten 
beliebigen Zwecken verwenden, abgesehen von den 
ausserordentlichen Kollekten, die vom Rat zu besonde¬ 
ren Zwecken angeordret würden. 

Artikel 11 Ms 13 enthalten Vorschriften über j 

Trauungen und Taufen. j 

Die katholische Gemeinde wurde durch die Koncessi- 

onlerung berechtigt urd verpflichtet, der Personen- 


stand 







stand der bei ihr getauften und bestatteten Personen 

’i) 'jV 

nach den geltenden Vorschriften zu beurkunden. ^ 

Es war aber den Eltern "völlig freigestellt" , 
ihre Kinder von lutherischen Geistlichen des Kirch¬ 
spiels, in dem sie wohnten, taufen zu lassen. (Art. 
12 ). 

Auch wurde die Fähigkeit der katholischen Geist¬ 
licher Ccfnilationen zu vollziehen - als nach dama- 

a.£s 

ligen Rechtsauffassungen der Anerkennung 4»? Reli¬ 
gionsgemeinschaft notwendig folgend - anerkannt, 

2 ) 

nachdem sie zuvor stets bestritten worden war. 

Rieht als Kirchliches Recht - alle Fhesachen, auch die 
Verlobung und Trauung, galten seit der Reformation 
der weltlichen Regierung anheimgefallen-) -, wohl aber 
waren die Geistlichen gleichsam die geborenen Dele¬ 
gatare des Staates. Seit jeher durften zwar die Ham- 
hurgischen Geistlichen erst zur Proklamation schrei¬ 
ten, nachdem die Verlobten ihnen einen Erlaubnis¬ 
schein der Weddc (Polizei) beigebracht hatten; die 
Prüfung der Ehehindernisse und die Trauung geschah 
jedoch durch den Geistlichen selbständig, wobei die 
örtliche Zuständigkeit besonders geregelt war. 4 ) 
Solange Kirche und Staat sich deckten, war also bei 
den Eheschliessungen evangelisch-kirchl-iohes Recht 
als staatliches zur Anwendung gekommen. 5 > 

Bei der nunmehr erfolgten Anerkennung anderer 
Religionsgemeinschaften musste die Frage beantwortet 
werden, nach welchem Recht diese bei Ovulationen vor¬ 
zugehen hätten*, und gleichzeitig erhob sich die Frage, 

wie 


—T) Extractum protocolli senatus 
23 Q.1782; spätere Vorschriften vom 
2li3!l831» v ® 1 * Westphalen II. 

2) vgl. oben S. ^ / 


Hamburgensis vom 
30.11.1815 und 
S.197. 


3) Klefeker Band 8, S.S 785. 


<) 
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wie bei Verschiedenheit der Confession der Verlobten 
zu verfahren sei. 

Beide Punkte ordnete die Concessior sehr ein¬ 
fach, indem sie bestimmte, dass die Proklamation in 
Jedem Fall in der lutherischen Kirche des Kirchspiels, 
in dem die Eraut wohnte, zu erfolgen habe; also kam 
selbst bei rein katholischen EheSchliessungen evan¬ 
gelisches Recht zur Anwendung. Die Trauung musst«, 
wenn ein Teil lutherisch, von lutherischen Geist¬ 
lichen vollzogen werden, nur bei rein katholischen 
Ehen durfte der katholische Geistliche in Tätigkeit 
treten. (Art.11)» 

Es blieb also allein das staatliche Eherecht - 
und das war evangelisch - massgebend, unbeschadet der 
Fähigkeit der katholischer Geistlichkeit, durch Voll¬ 
ziehung von CopulatIonen gültige Eher zu begründen.2) j 

Nach Artikel 13 blieben der lutherischen Geist¬ 
lichkeit ihre iura stolae unberührt, auch wenn ein 
katholischer Geistlicher den actus vornahm. 

Ausser dieser vielfachen Beschränkung in Aus¬ 
übung der Religion und Verwaltung der eigenen Angelegen 
heiten behielt sich der Rat das Recht der Bestätigung 
vor bei Kirchenbauten (Artikel 3), der Berufung von 
Geistlichen, Anstellung derselben wie Lehrern und 
Kirchenbeamten (Artikel 5), legte AnzeigePflicht auf 
hei der Wahl von Aeltesten und Vorstehern, Nach Arti¬ 
kel 7 sollten alle diese Personen der Jurisdiktion 

des 


- vgl. besonders Baumeister , IT, S.23 ff. 

<;) Frie dberg S.413. 

i ) niesen "Bestimmungen entsprach auch das Conclu- 
r um des Rats in Betreff der ehelichen Verbindungen 
unter oder mit fremden Religionsverwandten vom 23. 
VIII. 1820 (Westphalen I 


S.375/376). 
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des Rates unterworfen sein,"vermöge der Uns in Unserem 
Gebiete zustehenden iurisdictionis ecclesiasticae und 
des iuris dicecesani; ' jede andere Gerichtsherr¬ 
lichkeit sollte ausgeschlossen sein. (Artikel 7). 
Artikel 1«5 droht© den Katholiken für den Fall, dass 
sie sich weitere Rechte anmassen würden, an, dass 
die Concession "gänzlioh widerrufen und aufgehoben” 

würde. 

Diese letzte Bestimmung gibt den besten Schlüssel 
zur Erklärung dieses Gesetzes: ein verfassungsmässi¬ 
ges Recht im heutigen Sinne wurde den Katholiken 
nicht gewährt. Vielmehr verlieh ihnen der Staat nur 
gnadenweise das erercitium privatum, das genau so 
zurücknehmbar sein sollte. 


Prüft man nach, ob dieses durch die "Concession” 
e schaffen© Recht mit der Religiorsgesetzgeburg des 
eiches übereinstirmt, so ergibt sich, dass streng¬ 
enommen Hamburg als Reichsstand zu solcher Rechts- 

rt.llung rieht befugt war- 2 ’ 

Hier half aber die Doktrin nach, indem sie 
ie Meinung aufstellte, dass einem durch Verträge 
it seinen Ständen nicht beschränkten Reichsstand 
ie Befugnis "mehreres zu tun als wozu er verpfiich- 
B t sei, nämlich geduldeten Mitchristen ein Privat- 
rercitium zu gestatten, nicht bestritten werden dür- 
9 »3) zeitgemäss war dieser Gedanke, entsprach aber 
icht dem damals geltenden Recht. 

Der Senat umging die Klärung dieser Rechtsfrage, 
1 dem er ln der Einleitung der Concession aussprach, 


, ss aus völliger Ueberzeugung , wie sehr eine 
, B eschaffenheit eines jeden Staates angemessene 

„ , Religions- 

TTffeso Rechte enteprangen nach Kleber*- 
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Religicnsübung sowohl dem Geist des wahren Christen¬ 
tums gemäss, als der Wohlfahrt des gemeinen Volkes 
erspriesslich sei,” beschlossen sei, den Katholi¬ 
ken das Recht der Religionsübung zu gewähren. 

Der Reichsdeputatiorshauptschlviss vor 1803 brach¬ 
te die längst notwendig gewordene Bestimmung, die 
den Reichsständen die Möglichkeit gab, solche 
"Conwessi onen* zu erlassen. § 63 lautet: "Die bishe¬ 
rige Religionsübung soll gegen jede Aufhebung und Krän 
kung geschützt sein, .... dom Landesherrn steht 


jedoch frei, andere Religionsverwandte zu dulden und 
ihnen den Genuss der bürgerlichen Rechte zu gestatten" 
Die Worte, dass dem Landesherrn gestattet sein soll 
andere Religionsverwardte zu dulden, enthalten gegen¬ 
über den Pflifchten der §§ 3*,35 Art.v des Westfä¬ 
lischen Friedens auch die Befugnis, geduldeten Religi_| 
onsverwandten ©in Exercitium zu erteilen. 

Hiermit war eine retchsrechtlic.he Grundlage 
für die Concession von 1785 gegeben. 


Die Franzosenzeit v-om 18. Dezember 1910 bi< 


zum 

Ansicht - Eand 8, S.60O ff. § 273 - der weltlichen 
Landeshoheit, waren weltliches Recht in geistli¬ 
chen Sachen". 

2) Friedberg S.113: Dass durch den Landesherrn 
nicht Triedendmässig berechtigten Gemeinden ein Fi« 
citium religioris gewährt werden könne, wurde erst r ~ 
durch den Reichsdeputaticnshaupt Schluss zugestando » 
Ein Nebeneinander zweier Konfessionen in einem Rsi^ I 
stände schien dem Verfasser« des irstr.pac.Osnabr S ~ 
möglich. Dass nach diesem einer Iandesgewalt ketre 
falls erlaubt war, anderen Konfessionen neben der b 
rechtigten ein Exercitium zu verleiben, ergibt *i r h~ 
auch aus Art.VII des instrume^tum pacis. ~ " Cfl 

Zweifellos bedeutete auch die Toleranzgeset zpp 
bung imx Friedrichs des Grossen und Josephs II. 0 fne 
Verstoss gegen den Westfälischen Frieden. 

3) Klefeker . Band 8, S.69* ff. Aus Klefekers Wörter,! 
ergibt sich, dass er selbst empfindet, mit seinen Vor-I 
Schlägen sich ausserhalb der noch immer verbindlichen" 1 
Abmachungen des Westfälischen Friedens zu stellen. Er 

1 ) ■ sieht 
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zimi 31. M&i 1814 brachte der Hamburg!seher Katholiken 
erhebliche Vorteile. Die Franzosen kehrten sich 
nicht an die Hamburgischen Gesetze, sie betrachteten 
die katholische Konfession in Hamburg genau so als 
Staatsreligion wie im übrigen Kaiserreich. Durch Ver¬ 
fügung des Präfekten wurde die kleine St. Michaelis- 
kirche für die katholische Gemeinde geräumt, und 

dieser ein Platz vor dem Dammtor zur Anlage eines 

2 ) 

Friedhofs überlassen. 

Mit dem endgültigen Verschwinden der Franzosen 
traten die alten Gesetze wieder in Kraft, ohne dass 
jedoch die Massnahmen der Franzosen wieder rückgän¬ 
gig gemacht wurden. 


flach der Eefreiung fühlte der Denat sich bewogen, 
die rechtliche Stellung 4er Katholiken weiter zu ver¬ 
bessern. Hatte schon die Gewährung der Ooneesslon 
von 1765 praktisch dl« Verhältnisse der Katholiken 

k im besonderen dem Eineelnen die po- 

wenig geändert., 

H tischen Rechte weiter vorenthalten, so erschien es 
jetzt dringend geboten, eine Reform vorzunehmen. Am 

20. Okto ber 


di 

re 


e damals herrschenden Ideen stark 
ibungslos veraltetes Recht zu besei- 


/Tnscfern 


aber auch, da e s 
genug waren, um 

tigon. » Dle allgemeine Geltung dieser Bestim- 

1 Mt Mlierdings bestritten: Fürstenau S.81 Anm.l u 
“"^M^dort angeführten. Ihr dürfte aber/ffoch all- 
und fiedeutung beigwnessen sein, als sie anstalla 
gemeine Aufklärung und den Absolutismus dero— 

d f Forschriften des Westfälischen Friedens ge¬ 

tretene Illgemeina Rechtsüberzeugung widerspiegelt. 

1 \ Dreves S.241 ff« 

?) Breve s, ~ 


S.391« 















20. Oktober 381* legte der Senat der Bürgerschaft 

den Entwurf für ein "Reglement über die Verhält- 

fremde« * 

nisse der frt*Ä***ia*k** Religionsverwandten" vor, 

der auch angenommen wurde.^ Der hauptsächliche In¬ 
halt ist folgender: 

Hinsichtlich der Religionsübung blieb es bei 
den Bestimmungen vor 1785. Kur insofern trat eine 
Milderung ein, als Jetzt Katholiken und Reformierte 
ihren "Bethäusern" auch das Aeussere einer Ktrohe 
geben durften, aber ohne öffentliches Geläute. Unter 
Erweiterung der Anzeigepflicht des Artikels 2 der 
Concession wurde ater nun verlangt, dass vor dem Bau 
ein Kostenanschlag vorzulegen sei. Die Stolgebühren 
an die lutherischen Geistlichen sollten nicht mehr 
bezahlt zu werden brauchen, wenn deren Dienst nicht, 

in Anspruch genommen wurde. 

Die übrigen Artikel des Reglements befassen sich 
nit der Stellung der nichtlutherischen Christen als 
Staatsbürger. Es soll die Angehörigkeit zu einer 
nichtlutherischen Religionsgemeinschaft keine Nach¬ 
teile mehr zur Folg, haben: grundsätzlich sind Lu¬ 
therische, Katholiken und Reformierte gleich berech¬ 
tigt und verpflichtet. Auch die Armenpflege sollte 
Nichtlutheranern zugute kommen. Sie werden auch zu 
den Versammlungen der erbgesessenen Bürgerschaft 
zugelassen. Kur sind sie unfähig, Senator, Oheraiter, 
Sechziger, Hundertachtziger und aotuarius der Ober- 
alten zu werden, wohl aber sind sie zum Richteramt, 
zur Advokatur usw. zugelassen. 


—TTVÖlUtBndlg abgedruckt bei Dreier s. 276-279 
Koraentlert von dulff III, s -‘ 7 ' TT. 
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Im übrigen Deutschland waren inzwischen schwer¬ 
wiegende Aenderungen vor sich gegangen. Durch die 
Gründung des Rheinbundes und die Kronriederlegung 
Franz II. am 6. August 1806 war das Reich aufgelöst 
worden und erstand auch nach den Befreiungskriegen 
nicht widder in der alten Gestalt. Die Staaten des 
deutschen Bundes waren fast vollkommen souverän; 
die ihnen von Bundes wegen «uferlegten Verpflichtun¬ 
gen waren nur internationaler Art. 

Wieweit frühere Reichsgesetze in Geltung blieben. 


entschieden die Umstände. 

Hinsichtlich der Religionsgesetzgebung wurde 
den Bundesstaaten in Artikel 1 6 der deutschen Bundes¬ 
akte eine neue Verpflichtung auferlegt, die einen er¬ 
heblichen Fortschritt bedeutete. Artikel 16 lautet: 
"Die Verschiedenheit der christlichen Religionspar¬ 
teien kann in den Ländern und Gebieten des deutschen 
Bundes keinen Unterschied in dem Genuss der bürger¬ 
lichen und politischen Rechte begründen." Demnach 
hätten den Hamburgisohen Katholiken auch die ihnen 
bis dahin vorenthaltenen Rechte gewährt werden müs¬ 
sen. Da aber die Burdesakte nur den Charakter eines 
völkerrechtlichen Vertrages hatte' ', konnte Artikel 
16 an sich nicht entgegenstehende Rechtssätze ir den 
Bundesstaaten ausser Kraft setzen. Es musste dies 

durch Landesgesetz geschehen. 

In Hamburg erging ein entsprechender Rat- und 
Bürgerschluss am 1«. Deseiober 1819. ?) Artikel 5 
ies Reglements vor 1814, der die Richtlutheranern 

rrzupänglichen 


llleyer-Anschütz 

2) Westphalen I, 


S.116. 

S .49 Anmerkung. 
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unzugänglichen Aemter bezeichnet©, wurde aufgehoben; 
Sinn dieser Aufhebung war aber nur, dass Angehörige 
der konzessionierten nichtlutherischen Religionsge¬ 


meinschaften nunmehr in den Senat sollten gewählt 
werden können. 1) Die im Artikel 5 als selbstverständ¬ 
lich nicht ausdrücklich festgestellte Unfähigkeit, 
den bürgerlichen Kollegien anzugehören, blieb weiter 
bestehen, weil diese zugleich kirchliche waren. Man 
wollte nioht die Hainbuggis che Verfassung grundlegend 
ändern, um Artikel 36 der deutschen Bundesakte voll¬ 
ständig durchzuführen. 

Ueber die Gleichberechtigung der christlichen 
Religionen im Einblick auf die bürgerlichen Rechte 
hatte die deutsche Bundesakte, wie ausgeführt, eine 
Bestimmung getroffen; die Frage der Gleichheit oder 
Freiheit der Religionsübung behandelte sie nicht. Hier 


war also massgebend, was in einem Staate des Bun- 
s bis dahin rechtens war, und für die Folgezeit 
tten die Staaten vollkommen freie Hand. 

tten ^ dujci 

In Hamburg verblieb es' bei der Concession von 
85 modifizier duroh das Reglement von 1814 und den 
, _vom 16. Dezember 1819. 


So reich wie die Folgezeit bis 1860 auch in Ham¬ 
burg an Versuchen war, gleichzeitig mit eir.om Neu¬ 
aufbau des Staates das Rechtsgebiet von Religion 
und Kirche neuzuordnen, so wenig wurde auch nur eine 
v0 r den geplanten Umgestaltungen Gesetz. 

Die 1819 für die Rechtsstellung der Hamburger 
Katholiken geltenden Gesetze blieben im grossen und 
ganzen bis 1860 massgebend. ^ 

TPDr eves S.279. 

2) MQ y e r~~An schütz s.1001. 
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Eine Bestimmung, auf deren Durchführung schon 
früh verzichtet wurde, ist die des Verbotes des 
Glockenläutens. Die kleine Michaeliskirche hatte 
ein Geläute, welches die i^atholiken sowohl während 
als auoh nach der Zelt der französischen Besetzung 


1810-1034 benutzten. In der Ueberweisung der Kirche 

an die katholische Gemeinde durch Rat- und Bürger- 

Schluss vom 21. Oktober 18?4 erblickt Westphalen eine 

Derogation des im Reglement von 1814. ausdrücklich 

aufrecht erhaltenen Läuteverbots. Ausgesprochen 

wurde das nicht. Erst im Jahre 1890, bei Einweihung 

der zweiton katholischen Kirche in Plamburg, St.Ma- 

rien, machte ein Mitglied des Senats in inoffizieller 

Weise einem Vertreter der katholischen Gemeinde die 

Mitteilung, dass der Senat diese Bestimmung als 

. 2 ) 

aufgehoben ansehe. 

Im übrigen sind aber die Bestimmungen beachtet 
worden. 

Besonders wurde in jedem Falle eine Bestätigung 
der Angestellten Geistlichen erbeten. 31 Dass einmal 
dl« Erlaubnis zur -Berufung eines Geistlichen ge¬ 
wünscht wurde, ist nicht bekannt. Der Senat scheint j 
auch auf Durchführung dieser Vorschrift des Artikels 
j der Concesslon, die dem katholischen Klrchsnrooht 
so ganz und garr.lcht entsprach, nicht bestanden 

zu h&bön» 

Die Bestätigung der angestellten Geistlichen 
erfolgte unter Mitteilung eines extractum protocolli 


senatus Hamburgensls, gewghnllch mit den »orten, dass 
der Geistliche "s.lvo omni iure und unter Vorbehalt 


etwa 


|fI^!lJ’fi d d?s B ?o;g.n5sn a ;nte D Uu^:^lnd die 
jtokollo der katholischen Gemeinde zu Hamburg. 

1) II, S.181, Anmerkung. 
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etwa zu treffender Veränderung in Bezug auf die 

Verhältnisse der gedachten Gemeinde und ihrer 

und seiner zum Staat**- confirmiert"werde, einer Formel 

j die die oben gegebene Würdigung der Bedeutung der 

I concessiorrals richtig bestätigt, Im Jahre 1647 

1 li95S sloh der Senat anlässlich einer Bestätigung 

Irr ^ * c ec. «Amtliche Geist liehe/"nach Massg&be 

/der Gemeinde Welt- versichern, dass samtxio™ 

geistliche seien. .__n bestätigt. Dass übrigens die Bestä- 

Seit 1848 wurden der Concession bestätig* 

j die Geistlichen pg elmsl versagt wurde, Ist nicht bekannt ge- 

worden. 

Die Wahl der Lehrer wurde ebenfalls zur Bestäti- 
gung angezeigt, erstmalig 1632, als die Schule mit 
Genehmigung des Senats errichtet wurde. 

Ebenfalls wurde regelmässig die Wahl der Vor¬ 
steher angezeigt. 

Ein Zwischenfall, der deutlich zeigte, wie der 

Senat die Rechtslage der katholischen Gemeinde ansah 

ereignete sich 1640. Als bekannt wurde, dass der 

Papst den Bischof von Chersona l.P.l., Laurent, 

. „ vitar des Nordens ernannt und ihm 

zum apostolieeben Vikar a 

Amtssitz angewiesen habe, mahnte der 
Hamburg als Amts 

, t u„n eC hfl Gemeinde am 25. November 1840, 

Senat die katholische » 

. hiesigen Verfassung durchaus in 

"dass sie nach der hies » 

ko, Verhältnis irgendeiner Art zu auswär- 
kein amtliches 

tigen Oder hleher zu sendenden, mit etwaigen «11g.- 

Vollmachten oder Autorisationen I 

meinen oder speziell« 

v.thollschen geistlichen oder kirchlichen 

versehenen katnoii» 

„„ treten, von ihren keine amtlichen I 

Bevollmächtigten zu trez ., 

^rrfanp-en noch ihnen solche zu machen | 
Mitteilungen zu empfang 

auoh denselben überall irgendeine Ein- 

hätten, nooh 

“^Verhältnisse der hiesigen Katholiken oder \ 

Wirkung 

der 


I 


1) f- W 
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der hiesigen katholischen Kirche ./erstatten dürften, 

obrigkeitliche 

nenn nicht zuvor die «Mw*»*»*****« Ganehmigurg des 
Senats dazu erfolgt sei. »Hiernach stellte sich der 
Senat auf den Standpunkt, dass seine landesherrlichen 
Hechte jede andere der katholischen Gemeinde über¬ 
geordnete Instanz ausschlössen, selbst nenn die Ge¬ 
meinde sie selbst anerkenne. Wenn zur rechtlichen 
Begründung gesagt wurde, die »hiesige Verfassung¬ 
schlösse das aus, so sollte entweder damit angedeu¬ 
tet werden, dass der Hamburglsche Staat auoh in 
kirchlichen Dingen - soweit nicht spezielle Gesetze 
entgegenstär.den - souverän und absolut sei, oder 

s 7 der Concession vor 1785 ln An- 

auf die im Artikel 

„ ar Rechte. die "iurisdicti& eccle- 

epruch genommenen Rechte, 

„ . »i US di oecesanum" Bezug genommen 

siastica" und das, au» 

a An^nrüChe mögen hart erscheinen, laufen 
werden. Diese 

ater ln keiner Weise den durchaus von territorlall- 
Stischen Gedanken beherrschten Bestimmungen der 

Concession entgegen. 

Die Gemeinde fügte sich und kam auch der vom 
Senat geforderten Anzeige des Besuchs eines Bischofs 

ln der Folgezeit nach. 

kW x v* i*iv,or die katholische Gemeinde wur- 
Die Aufsicht u^ er 

d9 vor, 1785 aJduroh die nach Artikel < de» Zession 
eingesetzte Deputation, aus Je zwei Mitgliedern des 
R ats und des Collegiums der Sechziger bestehend, 


♦ A 


Den Abschnitt 
kann gesagt werden, 


von 1765 bis 1660 überblickend 
dass die Gleichstellung des Ein 

zelröu 
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zelnen in staatsbürgerlicher Beziehung eine erhebliche 


Errungenschaft der Hamburgischen Katholiken bedeutete. 

Hinsichtlich der Kultusfreiheit war ein "Prlvat- 
Exeroitium" erlangt worden, das aber Jederzeit zu- 
rücknehmbar war; der Gemeinde waren umfassende Pflich¬ 
ten auferlegt, ohne dass ihr ein Recht der Selbstor¬ 
ganisation oder Selbstverwaltung verliehen war. Man 
in dl0ser Beziehung über den Rechtszustand, wie 
er durch den Westfälischen Frieden hergestellt war, 
rieht hinausgekommen, und durch den Mangel einer 
starken Zentralgewalt im Deutschen Bunde war keine 
einem regressus ab abusu zugängliche Instanz, als 
eiche der Kaiser früher oft eingegriffen hatte, also 
kein Rechtsschutz irgendwelcher Art mehr vorhanden. j 
Es ergibt sich demnach, dass die Zeit von 
1785 bis 1860 den Hamburgischen Katholiken nicht nur 
ihrer Rechtsstellung brachte. 

Verbesserungen ih 


IV. v ° n 1860 bis 1919. _ 

Ein rauer Abschnitt beginnt mit dem Inkraft - 
,ten der Hamburgls ohen Verfassung vom 28. September 

io. 1 » 

Sie enthielt ln den Artikeln 23 und 110 Be¬ 
ugen Uber das Verhältnis des Staates zu den 
igiorsgesellsohaften. Diese Bestimmungen wurden 
die umgearbeitete Verfassung vom 13. Oktober 1879?’ 
r 0 , 1ind 96 unverändert übernommen. 

ikel 5 t i:> u 


_ . y.1 t aDoenberg, P8. Band, S.81 ff. 
UlSgSSS SÄ Äentlo?{ bei Wulff, I, 


S.l-55. 
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Sie lautest 

Voll« Glaubens- und Gewissensfreiheit wird 

gewährleistet. 

Durch das religiöse Bekenntnis wird die Aus¬ 
übung der bürgerlichen Rechte weder bedingt 
noch beschränkt. Den bürgerlichen Pflichten 
darf dasselbe keinen Abbruch tun. 

Di© gesetzulässig bestehenden und die künf¬ 
tig sich bildenden religiösen Gemeinschaften 
verwalten ihre Angelegenheiten selbständig, 
ledooh unter Oberaufsicht des Staates. 

Die dem Staate zustehdnde Oberaufsicht 

wird durch den Senat ausgeübt. 

U 0 ber die Bedingung für die Bildung neuer 

religiöser Gemeinschaften entscheidet das 
QöSdtZ• 

Es ist zunächst die allgemeine Bedeutung dieser 

j _r» Verfassung zu untersuchen. 
Bestimmungen der vena 

Die Verfassung hatte die Struktur des Staates 

B . Art Die früheren Verfassungen **aren 

vollkommen geändert. 

. vwt« zwischen Rat und Bürgerschaft 

nur ueber einkünfte zwis 

, nicht erschöpfender Weise die aus 

gewesen, die m 

, + messenden Befugnisse verteilten. 

der Staatsgewalt fH 9S 

Di. Beoesse waren Mit» Verfassungen ln, modernen 
Sinne. Die Staatsgewalt an und für sich war abso- 
‘ lut g.blieben. Hamburg konnte sich Jedoch den 1 b 
übrigen Deutschland mehr und mehr r.ur Herrschaft 
gelangenden Anschauungen nicht entstehen. Durch 
Annahme der Verfassung von 1860 folgte es den mei¬ 
sten der übrigen Bundesstaaten und wurde ein kon- 
„ . Staat mit dem Prinzip der gesetz- 

stltutioneller Staat m 

' mässiffön 
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mässigsn Verwaltung, die sich selbst Schranken durch 

ein prominentes Gesetz, die Verfassung, auferlegte. 

Eine wesentliche Folge dieser Veränderung war, 

dass Staat und Kirche, bisher eine Einheit 1 ', sich 

von einander trennten. Der Staat wurde ein überge- 

a Fragen der Religion neutrales Subjekt, 

ordnetes, m ria,fS 

die evangelisch-lutherische Kirche, deren Organis¬ 
mus bis dahin mit dem Staate verschmolzen war, eine 

ihm untergeordnet. Körperschaft. 

Diese Trennung hatte einige selbstverständ¬ 
lich. Folgen: IW» Staate 3tar,i ° n ' 110 MS aaMn g#I_ 

tend gemachten innerkirchlich.n Hechte, di. "lurls- 
diotie ecclesiastica", das "ius dio.c.samm" usw. 

i 1 t ra akr zu. Der späteren näheren Untersuchung 

durch die Verfassung geschaffenen Rechtsstellung 
d" Hamburger Katholiken vergreifend kann schon an 

dieser Stell, gesagt «erden, dass hiermit dl. Be- 

9 der Concession von 1785, 

Stimmung des Ar- 

. o-n zionsverwandten das Mitfeiern 

di© den fremden Re-LiS* * 

- „ iriinftlg von der Staatsgewalt an- 

r. wohnlicher oder künftig 

. „ ausserordentlicher Busstage oder Dank- 

zusetzender auss« 

, • n-fjrbitte für Senat und Bürgerschaft 
fest* sowie die Furoin 

2) dem Grunde hinfällig wurde, weil 

auferlegte , »us 

dl , Staatsgewalt nach der Verfassung kein Hecht mehr 
2U 80 iohen Geboten hatte. Aus demselben Grund, er- 

, 10 der Concession, der dem Rat 

ledigte sich Artikel 

. trab Kollekten anzuordnen. 3 ' 
die Befugnis 0* D » 

Durch 

—Tförj. insbesondere Jürgen Bona Meyer S.13-16. 

2 ) vgl. obB ” S ;Vt' o 26 ^/ 266 . Ausserdem steht das 

3) A.M. von Melle ^J a r Gewährieistung von 
Gebot der Fu J b *^! 330ns freiheit lm Widerspruch. Die 
Glaubens- und Gewis ns^ Vftrfassung der evangelisch- 

Bestimmung im T ^«„virche im hamburgischen Staate 
lutherischen Para ]fel\» gestellt werden, da 

darf hie^u nicht m 
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Durch die Trennung htt/der Staat aber auch nur 
die iura in sacris verloren. In Angelegenheiten der 
Religion vrar er neutral geworden, nicht in Angele¬ 
genheiten der Religionsgesellschaften, die andere 
als nur religiöse Dinge betrafen. Aus den oben an¬ 
geführten Bestimmungen der Verfassung geht hervor, 
dass der Staat die Kirchenhoheit in Anspruch hahxa, 
sowohl im allgemeinen Sinne, indem dr unternahm, j 

das Verhältnis der Religionsgesellschaften zum 
Staat durch (Jesetz zu ordnen, als auch im besonderen, , 
dadurch, dass er sich die Oberaufsicht vorbehielt; 
or wirkte nicht mähr wie früher in der Kirche und 
aus der Kirche heraus für die Kirche, sondern über 

den Religionsgesellschaften, sie beschränkend, 
schützend, beaufsichtigend. 

Wir untersuchen nunmehr im näheren die Bedeu¬ 
tung der Bestimmungen der Verfassung ln Bezug auf 

dJLe Rechtsstellung der Katholiken. 


1. Glaubens- und Gewissensfreihelt. 

Duroh Protlamierung von Glaubens- and Gewlss.ns- 
fralh.it wurde ein Im allgemeinen seit dem West¬ 
falischen Frieden unangetastetes Grundrecht des Ein- 
zelnen von neuem bestätigt. 


2 Politische Gleichberechtigung ohne Rück¬ 
sicht auf das Religionsbekenntnis. 

Durch Zusicherung gleicher politischer Rechte 
wurde die Entwicklung abgeschlossen, die 1814 be- 

hattfl un d schon 1819 mit vollständiger Gleich- 
gönnen ha. tx© 

wr.chtlgung geendet hätte, wenn nicht di» damalig. 

Verfassung 


ist und der Senat 


cfiese “Verfassung ht kirchliche Behörde innerhalb 
als Patronat eine eciit 

der evangelisch-lutherischen Landeskirche war. 
auch oben SJ Amh.'/. 
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wäre. Da man di© 


Verfassung dem entgegen gewesen - --— 

Aufhebung der noch immer aufrecht erhaltenen Be¬ 
schränkungen in den politischen Rechten des Reli¬ 
gionsbekenntnisses wegen als besonders dringend 
empfand, wurden schon vor dem Inkrafttreten der 
Verfassung selbst durch Rat- und Bürgerschluss vom 
11. August 1859 1) die bürgerlichen Kollegien 
ausser Wirksamkeit und die Bestimmungen der Ver¬ 
fassung über die Bürgerschaft - die die Mitglied¬ 
schaft nicht von einem Religionsbekenntnisse abhän- 

__ 1ri ^raft gesetzt. Damit war vollkom- 

gig maohten in 10 

ene politische Gleichberechtigung erreicht worden. 

3 Das Recht der Selbstverwaltung der ge- 
-atzulässig bestehenden Religionsgemein¬ 
schaften unter staatlicher Oberaufsicht, 
von grosser Bedeutung Ist die BesUmmungt 
dl . gesetzmässig bestehenden religiösen Gemein¬ 
schaften verwalten Ihre Angelegenheiten selbständig, 
Cdoch unter Oberaufsicht des Staates. 

a) sollt dies auf die Hamburger Katholiken zu¬ 
treffen, so muss/«festst.hen, dass sie ein. *ge- 
setzmässig bestehend." Religionsgemeinschaft 




ten. 

/or 106O hatte allerdings der Staat die lcatho-j 
Gemeinde als Körperschaft, als handlungs- 
, Reohtsocrsönliohkeit nie anerkannt. Die 

Lion von 1785 hatte den "Vorstehern" und 
Lten" nur minder wichtige Verrichtungen 

t die Befugnisse des Gemeinde^vorstandes 

nach 


~TT~L&P oenberg» 


29. Band, S.79 ff. 









nach heutigen Begriffen Jedoch der, «Deputation für 

die Angelegenheiten der nichtlutheriechen, chrlst- 

o-ugioneverwandten”, einer staatlichen Be- 
liehen neix&J- abgeschlossenen 

Di« Bildung «iner ewfcgBKBSSSFiBW 

hörde, zugewiesen. 

«lefltlon erschien damals mit den 

Gem#indeorganisation 

Territorialismus unvereinbar. 
Prinzipian des Terrio 

R 0 nn auch demnach Kaum gesagt «erden Kann, 
durch die oeneeesion von 1785 sei di. Katholische 
Gemeinde eine «gesetzmäßig bestehend, religiös, 
Gemeinschaft* «worden. so wird man trotzdem anneh- 
men m üssen, dass sie darunter gerechnet «erden 

sollte. Denn es ist Kein ««. der Gesetz- 

die KathollKen allein lm Auge ge- 

veber, wann »r 

5 , f o-röss«r«r Genauigkeit im Hinblick 

h«.bt hätte, mit s r 

, . d , r oonoossion gesagt haben würde: 

auf den Wortlau 

a - in9S gesetzlich zugelassenen 

„ Die v on Anhängern 9ln0 g 

. {ssa3 gebildeten Gemeinschaften .... usw. 

Bökenn hätte in weniger missverständlicher 

ni*ee Passung hätte - * 

dem K.chtszustand heim —treten der Var- 

fassung antsp dle katholische/äe- 

Fs ergibt sich also, 1} 

der Verfassung anzusehen ist, 

möin s ° Inkrafttreten der Verfassung 

o in® ciut 

und dass un d Rechtsmehrung für di. 

^ ,-vte Rachtsandar 5 

Gemeind, bedeutete. Denn «ährend die 
Katholisch» Sem bnl3 zur Ausübung der Re- 

• fiiii* ain® 

Ooncess Verfassung auch ihre 

. «Vit« erklärte 

iigion brachte, bestehend*. 

,chaft als ge® ^ 

„ wann auch ohne nähere Be- 

Uleloher “? ln “"f£ 2 " »°lf fs0 " s ' 3 '- Wulff 
in g von Meü® • - ’ 


















Im Hinblick auf di® gleichzeitig zugesprochen# 
Befugnis zur Verwaltung der eigenen Angelegenheiten 
unter Staatsaufsicht sowie darauf, dass dieser Ar¬ 
tikel der Verfassung unter den Abschnitt "Verwal tnvr " | 
steht, sind also alle'Merkmale gegeben, um die ka- ; 
tholische Gemeinde als "Körperschaft des öffentli¬ 
chen Rechts" anzusprechen. 

Hierin ist zunächst die Rechtsfähigkeit im 
privatrechtlichen Sinne inbegriffen. Aber auch weiter 
hatte di* Anerkennung als Kirche erhebliche Ver¬ 
günstigungen zur Folge. 

b ) wenn nun nach der Verfassung die "gesetzmässig | 

. ^-HtHösen Gemeinschaften" ihre eigenen j 

bestehenden 

Ang .l,g.nheiten sollte selbständig verwalten dürfen,, 

* +. das die Gewährung einer "fast unbe- 
s0 bedeutete das « ^ 

schränkten Autonomie 


Hierin liegt vor allem das Recht, sich selbst 
, ln . Verfassung zu geben. Genau so wie die übrigen 
lUg lonsgem.insohaft.n in der Folgezeit ihr. Or- 

ohne vom Staat behellit 


ReligJ-° ns ß om - 

»nisatlon bestimmten, ohne vom Staat behelligt zu 

katholischen Gemeinde 

rerden, herrschte in der 

hns st6rung von Sitten des Staates das dem katho- 

x rtip-entiimliche hierarchische 

isohen Kirchenreoht ei«» 

-or. ein Gemeindekollegium, das sich 
vstem. Es gab z" ar dass 

„roh cooptation ergänzte, aber ohne/dessen Befug- 

„ min0 Satzung festgelegt worden waren/ 
iss# durch « ir, ° 

t v,-. 1Q04 kam eine Verfassung der 
Erst im J ahre 

äolischen Gemeinde zu Hamburg zustande, 
nmi s ch—kat no j. a » 

Senat auf Drängen der Bürger- 
Einführung der Sen 

o/than 


f|| 

Anr , Einkommensteuer; Hamburgi schei 
"Befreiung »on der g f „ r J . hl9r fällt die ka- j 

• vom 2 * II *i ,,i»er den Begriff eines reohts- ■ i 














43 


I 






Schaft als Sicherheit für aas aamals len Katholiken 
gewährte Besteuerungsrooht verlangte. Diese Verfas¬ 
sung wurde im Einverständnis mit dem Senat festge- ; 
legt und lm Amtsblatt veröffentlicht. Diese Vorhand- j 
langen mit dem Senat und das üachgeben der Katho- , 
uk9n tob.1 ändern aber nichts daran, dass die Oe- 
rneinde sich auf Grund des verfassungsmässigen 
Rechts der Selbstverwaltung diese Verfassung 
gab. Sie konnte durch den »111«. der 

selt abgeändert werden. 

Deswegen durfte auch dem 5 2 des Gesetzes be¬ 
treffend die Kirchensteuer der römisch-katholischen 
Gemeinde in Hamburg vom 21. Januar 190. nur boschrähkl 
t. Gültigkeit belgemess.n »erden, wenn es dort | 

-Win die Verfassung der Gemeinde abgndern- 
heisst: bin 

kirchlichen Instanzen bedarf zu 
dsr Beschluss der wem 

. .Seligkeit der Genehmigung des Se- 

selner Rechtsbeständigkeit 

x ~ Deeno* All f «Ol r*>lÄ AÄflHi 


seiner Recm»^““ 

, l4t! n ur in Bezug auf solche Aende- 
nate", so konnte dies n 

die sich auf Satzungsbestimmungen 

rungen gelten, 

ohne Genehmigung des Senats nicht ge- 
bezogen, Z<B . die Erhebung von 

troff« werden durfte«, 

Gemeinde durch die Verfassung 

Steuern, wozu ... . 

worden war. Im übrigen wäre 

, ln Recht nicht gewährt «ur 

, _. P Genehmigung des Senats ein v.r- 
das Fordern ^ ^^„„„gamässlge Hecht der 

::::: t ::::iitung -—— B ° st ~ 

b , tung beansprucht, geht auch 


1 


j-r wohltätige oder gemeinnützige 

Xxon Vereins de 

Ika verfolgt. Erbschaftssteuer; Hamburglsch«, 

Befreiung von der bros ^ no>2 . hior fänt dle 

vom 2 * III ; 1 ?* 3 unter den Begriff einer"ftam- 
* 0 li hen*Anstalt^ 9 welche wohltätige oder gemein- , ; 
^gHwecke verfolgt/ hgr9Ch ^ lc he Privlleglen; 

5 61 "°- 3 u-a-ra ’ 

IfiJLrsdi s - 3 . 7 ' 

v T^jTZu^ 
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daraus hervor, dass sie im Kirchensteuergesetz 
steht. 

Durch die Gewährung des Rechts der Seihst- 
Verwaltung wurden sämtliche älteren entgegenstehen¬ 
den Bestimmungen aufgehoben, 2) Insbesondere Artikel 
, der Oonoesslon, Artikel H hinsichtlich der Be¬ 
schränkung der Befugnisse der Vorsteher, Artikel 5 
hinsichtlich der Berufung der Geistlichen, Merk¬ 
würdigerweise entstanden später noch Zweifel über 
41 e Gültigkeit des Artikels 4, als es 1887 hei 
Zerlegung des Stadtgebiets ln zwei Parochion an¬ 
lässlich der Errichtung einer zweiten Kirche 
innerhalb der Gemeinde zu Streitigkeiten über 
das Ki~ ohenvermögen kam. Der Bischof von Osna¬ 
brück wurde damals beim Senat vorstellig, dieser 
m gge auf Grund des Artikels 4 der Oonoesslon, 

, der vielleicht noch so weit in Kraft stehe”, 

f d ie Gemeinde wirken, dass diese den blsohofli- 

Ln Anordnungen nachkäme. Der Senat lehnte diese 
. Fall v om Oberaufsichtsrecht Ge- 

Ritt9 ab, 01T1 ’ 

nicht vorläge. Einen ausdrökk- 

brauch zu machen, 

v. dass Artikel < der Concession 

liehen Beschei , 

ausser 


. 7 iistatidekommen: Zweiter Bericht des 
—rTuber ihr Zueta n 5 der Protokolle und 
usschusses PP* d * r Bürgerschaft 1903. 

usschussberichte der * Hans9 atIschen Oberlan 

US 2 ) A.M. II* ZJtlil 55 » 3. IV. 1697 Hanseatische 
eggerichts im ü ^g Be iblatt B.33Auch der Är¬ 
ar ichts zeitung 1898, « 1860 bestimmt, dass für 

Sei 110 der Verfassui Religiösen Gemeinschaften 
en Umfang der ^on den dle ihrl en »erteilte Con- 

uszuübenden Jerwalt^g ^ 93 dott Im letzten 

lllfz heiss t: (Konzession) verwalten 

Auf Grund ci ® r oAm©lnschaften Ihre Angelegen- 

oberaufsloht 

sich den re- 

Ässs s-"--” ™-sr- 
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ausser Kraft getreten sei, gab der Senat nichti er 
begnügte sieh in Bezug auf diesen Artikel mit dem 
Hinweis: "es kann dahin gestellt bleiben, inwieweit 
ni oh den in der Gestaltung des Kirchenwesens einge¬ 
tretenen Veränderungen Jene gesetzliche Bestimmung 
noch in Wirksamkeit besteht." Aber daraus, dass 
der Senat nur vom Oberaufsichtsrecht sprach, muss 
. _ /iues er nur dieses, aus der 

hergeleitet werden, dass er 

Verfassung sich ergebende Hecht sich zumass, dagegen 
ardere a*s älteren Gesetzen ableitbare Befugnisse 

als erledigt ansah. # 

Die Frage, was zu den "eigenen Angelegenheiten 

einer „eliSio-gemeinschaft "*° h 

ieweils herrschenden Rechtsanschauungen zu beant- 

rt en Ohne Frage verstand man früher mehr darunter 

" \ daraus ergibt sich aber nicht ohne 

als heutzutage, aar 

„ M dass der Begriff der "eigenen Angelegen- 

weiteres, best inmit würde. Es ist 

,. + « durch die Gesetzgebung 

dass ein Gesetz nichtig ist, weil 
sehr wohl denkbar, das 

wenhett ordnet, deren Regelung den 
es eine Ange > ^ „„rbshaltsn Ist, well sie 

Religionsgesel s . g9hSrt . H ler- 

zu deren W- stSr kere Reoht. 

die Verfassung * Jä > 

Z9iBt Viet ni bezweifelt worden, dass das Reoht, 

ES den 

, a,„i + sn ist. und daneben die 

r- fp35r Gesetzgebung vor e^ 0beraU f S i O ht besteht." 

ten v, den Senat aiiszux t riicht, dass die reli- 

iur0h ln der Verfassung steht ; rhelten auf 

lösen Gerneindehaften g der ' n dass die sie 

^iosen 0oriC0 ssion, J Senates verwal- 

aelhständig vrter^Oberaufsloh^d^ Ansloht von 

’"iSÄKÄJr?e?^?5:olisch.n Grinde. 


2 ) 
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den Mitgliedern Steuern Hufzuerlegen, nicht zu den 
eigenen Angelegenheiten gehörte! dagegen wurden 
Sohulangelegenheiten früher als kirchliche Angelegen¬ 
heiten auf gefasst, auch durch die Verfassung den Re- 
liglonsgesellschaften das Schulwesen überlassen, 

wenngleich der Staat sich durch Artikel 111 der Ver¬ 
fassung «cn 1860 die Oberleitung und Oberaufsicht 
vorbehielt und in Artikel 110 die gesätzllch.R.- 
-eiung des Schulwesens in Aussicht stellte, r^rch 
“ rlas3 des ünterrichtsgeset zes von 11. November 
igw traten die schulfragen aus dem Komplex der 
Beziehungen des Staates zu den Religionsgesel 'schaf- 
. haraus und waren nicht mehr als "eigene Angelegen 

t0n e *»e+ -ivel 96 I, bezw. 110 der Ver- 

heit " im Sinne des Artikel 9*> > I 

nie religiösen Gemeinschaften, 

fA^sung anzusehen. 

bekamen als solche keine beson- 

die schulen hielte , 

tzllohe Stellung! die Pflichten, die ihnen 
dere gese gl9 vielmehr als "Korpo- 

auf erlegt wurden, ,1) 

di9 privatschulen halten. 

rationen, ^ „origen Jahrhunderts ein- 

Mit dem zu Bn 

\ streben des Staates, durch Gesetzgebung 
setzenden Einfluss zu gewinnen, 

auf die mei vir chonfeindlicher Strömungei 

m ,t dem Anwachsen *n 

5 -h die Hechtsanschauung im Laufe der 

V andel t0 sich ff der "eigenen Angelegen- 

dass der ß 0 S riI 

Zelt dah n, aeffi einschaft eng auszulegen 

ie it" einer relig 


V,. der Selbstverwaltung sollte unter 
e Recht 

ht des Staates ausgeübt werden. 
aUfSlC/J " Wort "Oberaufsicht”, und nicht 

aus, das "Aufsicht " 
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•Aufslobt” gewühlt wurde, muss geschlossen werden, 
dass dem Staat, auf keinen Fall ein Recht zu stän¬ 
digen in das heben der Religlonsgesellschäften 
eingreifenden/teassnahmen gewährt werden sollte. Denn 
die •Oberaufsicht* istoohn. Frag. ein. abgeschwächt. 
Aufsicht• Ferner mag aus der Wahl dieses Fortes ge¬ 
schlossen werden, dass die Aufsicht anderer Instar- 

r des apostolischen Vikars, im Gegensatz zu 
zen, *.B. des 

Qsrat vertretenen Ansicht, nicht. 
der früher vom Senat 

_ „ $ 1 des Kirchensteuer- 

werden sollte. s 

ausgeschaltet we 

. 1904 bestätigt diese Annahme. 

vesetze6 von 

’ „ach wen Melle versteht man herkömmlich unter 
dem iu. supremae irspectioris in rebue eccleslastlci, 
. da3 Recht und die Pflicht, a, sich zu versichern, 

dass die Relig lor 1 s F 6sellsohaften ^ arer ‘ Zer[ 

- aalten und weder in die Sphäre des 

Aufgaben ln« ‘ ^ ander9r Religionsgemeinschaften 

Staates noch r tre ffen und even- 

iibergreifen un derlei Ereig- 

tualJ Zwangsmittel anzuwerden, um 

n verhüten und zu unterdrücken, 
nisse - enthält keine näheren 

Die Verfassung sei 

Bestimmungen. ob die in der Oon- 

erhebt sich ox 

1785 auferlegten Anzeigepflichten und 
cession vor ' - 10hne ten Bestätigungen durch 

416 aufgehoben wurden. Folgende Fr- 

A* e Verfassung »ufg 

ht für die BeJAhungf. 

wägung spr 0 \7Q5 war die katholi- 

v, der Concession 

" . grundsätzlich unselbständig 

sehe »Kongrega 4) Eg ^rden nur einige, heute 

, Art. 4 ) 

' 0T}Ci selbstvers t ändliche 


— , oben S.3V- ^ .. _ r he Gemeinde in Hamburg |j ■ 
«nie römisoh'katholU jj irchens t eu er zu »rheben. 

Di ® L t , . Erhebung unterliegen jedoch • 

^reohtig » {jfcer die br nachdem 

=, Stimmungen u - 
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selbstverständlich erscheinende Verwaltungsbefug- 
nisse ausdrücklich gewährt (Art.10,14). Durch die 
Gewährung dieser hatte der Staat seine Machtbefug¬ 
nisse freiwillig - wenn auch widerruflich - be¬ 
grenzt; die auferlegten Anzeigepflichten waren 
also nicht Beschränkungen der Selbständigkeit der 
"Kongregation" gewesen - eine solche war garnicht 
zugestanden sondern Hinweise, wie der Staat Im 

einzelnen sein an zieh unbeschränktes Eingriffsrecht 
geltend machen wollte. 

Duroh die Verfassung von 18«0 wurden aber die 

Religionsgemeinschaften grundsätzlich selbständig; 

ihnen ln den Ooneesslonen verliehenen einzelnen 

Verwaltungsbefugnisse gingen auf -in grundsätzlicher 
Selbständigkeit. Andererseits wurde durch die Ver- 

„ cMne-riffsrecht des Staates auf das 
fassung das ei g 

Oberaufsichtsrecht reduziert: grundsätzlich fielen 

a ,eo alle früheren, aus der damals unbeschränkten 
v aifliteten Einzelrechte fort. Es 

Staatsgewalt abgeleitet 

eln9 vollkommene Aenderung eingetreten, früher 
,-ibar den Religionsgemeinschaften un- 
heim Rat gegen ^ se ih S t nur mit einzel¬ 

beschränkte Befugnisse, 

verau umschriebenen Befugnissen ausgeslattet; 
n9 ”’ Verfassung dagegen wurden die Religlons- 

1Ur l, schäften grundsätzUch frei in der Verwaltung 
5 Senat lediglich mit einem 

.„„slegenhelten, der 

ltirer Aufsichtsrecht, dem Oberaufslohts- 

ibgeschwächten Aufslc 

out ausgestattet. 

v 0 cht ausö Hieraus 

i -schlichen Instanzen genehmigt 
ETShciem sie Sen.hmlgung de. Senate." 

"iJVa«: , w 

4) Vgl. eben S .i* > 
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Hieraus ergibt sich, dass die Rechtsstellurg 

# 

des Senats den Klrohen gegenüber in der Zelt vor 
der Verfassung von 1860 von der nach der Verfassung 
so grundverschieden war, dass es unzulässig erscheint, 
den Inhalt des verfassungsmässigen Oberaufsichtsrechts 
aus den Bestimmungen der Ooncession von 1785 zu ent¬ 
nehmen. »ach der Definition von Melles hatte sich die 
Oberaufsicht seit 1860 auf einzelne, durch besondere 
Vor Hemmnisse. erforderlich gewordene Massnahmen zu 
beschränken; auf keinen Fall aber konnte das Oberauf- 
siohtsrecht der Verfassung nach deren Inkrafttreten 
S als Grundlage der Artikel 3 und 5 der Ooncession 
angesehen »erden. Zum mindesten hätte eine Durchnr«- 
fung d9r ooncession stattfinden und der Senat aus- 

•• „„ dass er diese oder Jene Vorschrift 

sprechen müssen, 

-V, V des verfassungsmässigen Oberauf sichte- 

in Ausübung des 

. Nebeneinander der Einzelbestim- 

recbts arwende. Ein * 

... U nd des verfassungsmässigen 
mungen der Ooncession u.- 

A rehriA weiteres war "ecntllch 

Oberaufsichtsrechts ohne 

ausgeschloss 8lne zweifelsfreie 

Dennoch vermied der 


lärung 


nn Ul/AA v-- — 

. +c la£re undfuhr fort in der Handhabung 
der Rechtsiag 


•unP^ eie* - - ^ 

A C rier ooncession.^Auch von Melle 

— Artikel 3 und 5 der 

diese Vorschriften für in Kraft gehle- 
1+ offenbar dias» 

V) unserer Meinung rach kann kein Zweifel sein, 
3le doro h die Verfassung ausser Kraft gesetzt 

•den sind. Verfassung sollte der Senat 

ifaoh Artikel <-3 

'taate zustehende Oberaufsicht über die Re- 
dS “ ” einschaften ausüben; es hlieb aber auch 
der Verfassung die "Deputation 

Inkrafttreten der 




MM™« 


J #. 




















für die Angelegenheiten der christlichen, nicht lu¬ 
therischen Religionsverwandten" bestehen, bis zuiu 
Jahre 1863- Solange sassen noch zwei Mitglieder der 
Sechziger, eines Kollegiums der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche, in dieser staatlicher, BehSrde. 1863 
wurde eine "Direktion für die Angelegenheiten der 
christlichen nicht lutherischen Religiorsve Ardten", 

nur aus Senatsmitgliedern bestehend, 1867 die 
"Senatskommission für die Angelegenheiten der christ¬ 
lichen, nicht lutherischen Religionsverwandten", 

+ 1 ) 

gebii c 10 t. m 


Erschöpfte nd wurde durch die Verfassung von 1860 
die Rechtsstellung der Katholiken keinesfalls geregelt 
In verschiedener Beziehung griff die spätere lindes- 

gesötzgobung ein. 

Es gehört zu den eigenen Angelegenheiten einer 
rfie erfordert ichen Geldmittel 

Religionsgemeinschaft, « 

Tr früherer Zeit hatte die katholische 

beschaffen, i« 

Umlagen von ihren Mitgliedern 

Gemeinde freiwillig 0 

Gemel , • -ja im Vertrauen auf ihr 

hoben Später schrieb sie, 
erl * selbstverwaltungsrecht, Steuern 

verfassungsm Pr0 zessen mit Gemelndemitglie- 

1C Es kam hierüber zu 

aus. - Hanseatische Oberlandesgericht 

bei denen das n® 

iern > ^ die Gemeinde ein Besteue- 

ien Standpunkt einnahm, ( dass 

ht nioht habe. 

-ungsrec ^ rig0 hen Landeskirche war dem gleichen 

Bel d6T R Q A er unter Mitwirkung des 

jedürfnls schon durch * » 

. die staatskalender^er^betr.^ahre.^ 

vom 3. Apri Q ff# d Hanseatische Ge- 
Seuff 9rts Aro iI'' ’ h lA tt lfo.irsc). 
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Staates zustande gekommenen Kirchenverfassung vom 
1. Januar 1683 entsprochen worden. 1 ^ 

Dem Verlangen der katholischen Gemeinde, 
in gleicher Weise das Besteuerungsrecht zu erhalten, 
wurde Jedoch in der Bürgerschaft »« widerstand 

entgegengesetzt. ? ^ 

Erst am 21. Januar 1904 kam das Gesetz betreffend 
die Kirchensteuer der römisch-hatholischen Gemeinde 
in Hamburg zustande. Der Gemeinde wurde das Besteue¬ 
rungsrecht zugebllUgt, sie ist Jedoch verpflichtet, 
dem Senat die näheren Bestimmungen, sowie auf Ver¬ 
langen Jahresrechnung und Budget vorzulegen. Die Be¬ 
reu über die Besteuerung sollten der Genelsnl- 
Stimmungen uner 

g ung des Senats bedürfen und diese^sollte immer 

nur für fünf Jahre erteilt »erden. 

r-oofltzes erliess die Gemeinde - 
Auf Grund dieses Gesetzes er. 

. cnnats - am 24. November 1908 
nach Genehmigung des Senats 

<5h«r die Steuererhebung für die 
nähere Bestimmungen über 

Jahfe 1909 Ms 1913* 

rMfl^er Periode kam der Staat der Ge¬ 
lfach Ablauf 

l6 inde bei der Steuererhebung durch das Oese z etref- 
d die Veranlagung und Erhebung vor Unehlichen 

,. pebruar 1 9U entgegen, durch welches 
;teuern vom • übernahm, gegen eine Gebühr 

e " SW r zu veranlagen und zu erheben. » 

le Kirchensteuer i ^ 


a1 u fi n vgl. Schwabacher 

enfalls bei den IS Jirchensteuerracht, S.142 ff. 

iheres bei Giese, f^ n r ,, w> Anlage No.75 der 

Sicht des Ausschusses ns • Bürgerschaft i 9 01; 

^0 und Ausschussberichr kathollsohe8 Kirchen- 

U-e - *• 

utsblatb 1 U, to i «; f- 

7 ^ ^ ~~ J ^ 

- ,0 > 1 ' f gga . 
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2. Im Zusammenhang mit der Verleihung des Be¬ 
stimmungsrechtes durch den Staat steht die Regelung de 
Austritts aus einer anerkannten religiösen Gemein¬ 
schaft durch Staatsgesetz. An sich erstreckte sich 
die Autonomie der Kirchen auch darauf, Bestimmungen 
über die Zugehörigkeit der Mitglieder zu treffen. Bei¬ 
spielsweise ist vom Staat nie in Zweifel gezogen wor¬ 
den, dass der Eintritt ln die Kirche vollgültig durch 
die *Taufe vollzogen würde. Nachdem aber zuerst der 
lutherischen Landeskirche durch deren Verfassung 
„om 1. Januar 1833 das Besteuerungsrecht gewährt 

wurde das Bedürfnis empfunden, von staats¬ 
worden war, * uluo 

, ■ha^timinen, durch Teiches es 

wegen ein Verfahren zu bestimme , 

4/ev, dar Kirchensteuerpflicht zu ent- 

möglicfc wäre, si~ 

F „ sollte damit nicht in die Befugnisse der 
ziehen. E s 3UX , , . 

, üb er die Zugehörigkeit zu befinden, ainge- 

Kircien, ^ _ onder n der Austritt nach Massgabe 

griffen werden, 

& ,, tfl nur. Befreiung von den Leistun- 

dieses G S setzes so Person aJs Mltgll „ d 

7U welohen die aus 6 

8 ’ ' , bewirken. Obschon der Ausdruck 

iohtöt w&r) 

der lrn Preussischen Austrittsgesetz 

anders ist Austritt, aus der Kirohe 

,g73 der vom Austru.s 

V ° m 1 ' lieber Wirkung" spricht, so dürften auch 

" mi t burger tz unter "Leistungen, zu 

„ d9ffl Hamburgisoben Gese 

“ ausgetretene Person als Mitglied verpf,1cb-j 

’' al0h9n , ,, r solche verstanden werden, die irgendwie ' 

te t war”, nur ctaat.es auferlegt oder eingetrie* 

unter Mitwirkung *es 

ben wurden, <± ls0 ' Solange 

v+ des Senats in "Erwiderung 

— , den Standpunkt^ den Austr itt aus 

■ / v« 1 * Senats, * e rJ i 98 e\ bei Friedberg, 

Antrag ^ 0 ncVo^ 


r?gl. ™ Senats, bS ^r i388\ bei Friedberg, 
Ä je 2 - rÄ-bgshind, S.95/9«. 

assungsg* setz0 ’ 
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Solange also die katholische Gemeinde ein Be¬ 
steuerungsrecht nicht besass, war für sie das Aus¬ 
trittsgesetz vom 12. Dezember 1888 ohne Bedeutung, da 
es solange keine "Mitgliedsleistungen "im Sinne jenes 
Gesetzes für Mitglieder der katholischen Gemeinde 
gab. Nach der Form dieses Gesetzes vollzogene Aus¬ 
tritte brauchte die Gemeinde nicht gelten zu lassen. 
Erst ^seit Gewährung des Besteuerungsrechtes musste 
di9 Gemeinde nach Massgabe des Austrittsgesetzes vor- 

genommene Austritt, gelten lassen, Jedoch nur l».o- 

, von den Ausgetretenen die Kirchensteuer 

weit, ais 

„loht eintreihen durfte. 

Winfte sich die Bedeutung jenes 

Hierin erschöpfte oim 

1) tuoh „ach Verleihung des Besteuerungs- 
r S ;"LTentschi.d die «thcUsche Feinde «• 

Zugehörigkeit und soweit davon sonst! ,e 

* verpfli chtunß9n abJllngen ’ v °Hk omm en 
hirchlic e Mo!cslo ht, oh ein "Austritt“ statt- 

selbständig, oh 

■hotte oder nicht. 

gefunden < Ver f a ssung durch besonderes 

•5 Ausserhalb 1 

eelt wurde endlich die vordem den 
Landesgesetz S 01 ^ Reohts SSIS cSSISSkS«» gemäss den 
iamals herrso zuS tehenden Befugnisse zur 

ialigionsg^ ^ p ers onenstandes und zur Bheschlies- 
äeurkundung des Jen d en Kirchen durch das 

g 0 fugnisse 

jung. Dies November 186.5 betreffend 

.„ eM Gesetz vom 17- "° 2) 

lamhurgiso ^ „„eschliessung entzogen. 

. iT ilista#egister ^ hirf#rnlgs# no rm!ert und ihre 
„ diesem wurden d » D8n Geistlichen 

riifung Staat! lohe > V erbl ieb 

auch Schwabacher S.52. 

-«Ufo im allS^ein- auch ? ff> 

1 Cappenberg Bd.V, 

















verblieb nur die Befugnis zur Trauung nach beigebrach¬ 
ter Bescheinigung der Zulässigbeit, wenn die Ver¬ 
lobten die Trauung nicht von dem Beamten des Civil- 

standamts voll ziehen Hessen. _ 

IrTeinigen trelJgen Beziehungen regelte auch die 

Bundes- und Reichsgesetzgebung nach 1860 die Stellung 

der seligionsgesellschaften, war aber auf di, Rechts- 

S.r Kathoilien m Hamburg nur von geringer 
Stellung der Katnoj.i 

Bedeutung. 

, a x„ a*q Gleichberechtigung der 
1. Das Gesetz betr. aie 

. n bürgerlicher und staatsbürgerlicher 
On3H in O 

iq69 brachte für die Hamburgi- 

Gissung von 18.0 schon vernommene S,eiohberech- 

tigung gewahrte. ^ Fr «lz«gig*sltsgesetz 

Fbenfalls ha 

TII keine RechtsÄnderung 

. yrr iö67 mit t 1 
vom 1* Äi * 

bewirkt. ka tholisehen Gemeinde 

* r eine Anfrage der 

Auf ffl San at bei der Anmeldung 

noop ob die vom Senat 

in Jahre ? > Bezugnahme auf die Con- 

r 0 istll°fr 0n ß0IDaC ‘ 

eines Geist Reoht geschehe, gab der 

1785 noch zu 

cession von . Gutachten dahin ab, dass 

*i4« Dr. Moring 

Rechtsanwa- * Geistlichen erschwerende 

*nctellung 0ines 

diese di® A o 9l0 hsgesetz über die Freizügig- 

Hur* oft ^ 

Bestimmung i) Gutachten muss aber als 

fceit aufg 0hoben 8 di0 Tätigkeit eines 

t werden, dann 

irrig bezeichne ^ G0wer beb 9 trieb, und das Recht 

geistlichen ist ^^".^^bung w*rd durch das Frei- 
ler Öffentl ichen e zügigkeitsr 

, ao,v katholischen Gemeinde. 

_^ch äsu ^tobclien 1 


























zügigkeitsgesetz keineswegs geregelt. 

3 . Duroh das Relchsgesetz vom 6 . Februar 1875 
über die Beurkundung des Personenstandes und dl, 
Eheschließung wurde den R.ligionsgesellschaften der 
letzte Einfluss auf dem Gebiete der Regelung des 

Personenstandes genommen. Die katholische Geist- 

iichkelt m Hamburg verlor also die Ihr Ms dahin 

, Befugnis Ehesohllessungen zu voll- 

nooh zustehende Befugni , 

ziehen. 

„ „„ dar welhelt der Rellgionsflbung, 

nie Frage der ^ 

nnt , kultusfreihen, wurde weder in der 
41 V 0 :;i oh .n Verfassung von 1860 berührt, noch 
“Tie tn der sonstigen Hamburgisohen oder der 
faI t ' und Reiohsgesetzgebung Regelung. Von dem 
B “ d9r Hamburgisohen Verfassung war von 

Inkrafttreten - hl ngearbeltet worden, einen 

katholische aUS g 9 sproohon wurde, 

Artikel auf Zunahme ein solcher Antrag 

die Religi° rsubUng wo llte keine schranken- 

abgelehnt. 

wurde jedoon v i 0 lfaoh ausgesprochen wi 

lose «„ltu.fr.lW« Religionsfreiheit", so j 

de, in Ham ’’ Urg b ' St , (a ^„allge Zelt nicht a?s Freiheit 
wnrt fü r ai ° 

darf dies ^ verstanden werden. j 

der ReÜS ionsaUS Vor g 0 hriften blieben also die 

Mangel 3 anderer l785 , modifiziert 

der Concession 

Bestimmungen \Q\t, soweit sie sich auf 

durch das Regle “ 9 '’ 4 ^ „ 9 zl .hen, in Kraft. Den 

das exercitlum reU ® ^ nur eln Privatexeroitlum 

Katholiken stand « ge nur in der Kirche 

(Art . 2)l sie durften * 

» p ro tokollen der katholischen Gemeinde. 

s - 273 - 


mir- 


zu 

















* 6 


ln aller Stille feiern, Prozessieren and Umzüge ausser 
halb der Kirche, °*nge mit der Hostie za Kranken 
nleht vornehmen. (Art.e, Mit Hecht macht von Mell, 
auf dl9 dültigkeit dieser Vorschrift aufmerksam. 

Auoh dle Beschränkung der Anstellung von Oai.t- 

lichen auf Weltgeistliche muss als Einengung der 

V .heit der Religionsübung angesehen werden, 

"* Vorschrift bedeutet eine weitere Bedingung für 

diS39 Kulthandlungen. Auch sie -de durch 

sonst erlaubt« Kuitr 

, elinÄ nicht aufgehoben. 

dl * “ b KlSst er enthielt die Oonoession keine Be- 

ü6b9r Da , klösterliche Zusammenleben ist kein, 

Stimmung* • nlcht nur die äieder- 

— a9n :r:::t:::-trieb ... 

la3Sm8 äusserlioü wahrnehmbare Art religiöser 

sondern eine aU(jh , lne Freiheit der Sali- 

Betätigung, setz 

gionsübung voraus. ^ von 1785 eine Er- 

Da Artikel Kl östern nicht gibt, muss 

p-rriohtung n 

laubnis zur -< h naC h 1860 Klöster in 

beschlossen -erden, dass 

rlaubt waren. 

Hamburg nicht e ^ Tote „ be stattung ist ein Merkmal 

Auch di© frc,i Friedhöfe vor den Damm- 

,. a10 

der Kultusfre« 10 • nhlsdorfer Friedhof begrün- 

tor geschlossen Kat holiken in gleicher 

2 /*) 

det wurde, — „inen eigenen Friedhof . 

«eise -io "* t9ln9n Erfolg: ? 1 der Be- 

Ihre Bemühungen ^ ^ l882 bestimmt: "Der Fried- 

gräbnisordnung Begräbnisstätte 

bof Ohlsdorf ißt Z bestimmt . 

^ a «arm Prälaten Dinlcgrefe. 

—IT*- 2 «;, it.il«* des Herr 
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testet.” Absatz II. 'Allan Konfessionen und Religie 

onsgesellschaften ist die freie und ungehinderte 
Ausübung ihrer religiösen Begrähnis-Ceremonien ge- 

. + enthält allerdings eine Erweiterung zu 

währleisteu enth d en Katho- 

Arti kel p der Conoession . 

.. ,, aK ihre Kirchlichen Vorschriften bei 

liker, unmog • Verwaltung ä es Friedhofes in 

1 rr* der Gräber und Verwalt & 

AnlaS 2) Da keine Kultusfreiheit be~ 

TrHlnteHrdies nicht verlangen, sie mussten 
st d ’ fr Ser Ausübung der Religion hin- 

dl ese Beschränkung in 4« 
nehmene 

7e1t von 1B60 bis zum 
IB Ueberbliok Z6lt 

t n der Reichsterfassung vor, 11. VIII. 

Inkrafttreten die Katholiken als 

aaa.pt werden, Ut " 

i9 39 kann g ir staatsbürgerlicher 

g-mge Gleichstellung 

erstes völlig 

erreichten. 

Beziehung eri Errungenschaft war ihr© 

wichtige 1 ^ 

Eine zwei re ligiöse Gemeinschaft, 

«• «,1s Kirche > aJ 

Anerkennung * - d6r Al , f3 icht des 

Angelegenheiten u 

lh tSr ,dig verwalten durfte. 

Staates selbs ^ betrifft, sc wurde der 

Was di® Kultu- hezw . i 8 14 

,and allerdibg» »•« 17 ' 

Reohtszustand 

„i.ht verändert. 


so wie 


Geistlichen di© Frlaubnii 

Ornat 'auf .de® ^nlerVe T 

'bezweifelt^aUs’zu Artikel 8, nicht 

1 fder X Ooncession.^ oneg 12Q$ _ 121 4 , 

iuri» Pf” Ist catholioae ecolesiae 
* 1206 Je,lii s d dle ir) der Aus- 

Sria coeul ®oi 8 ’ bei di0sen cs * ar « efl3hr *‘ 























Zweit,©r__Tell .L Jfltzi£er_Reohts7ustand^ 
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Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
11. August 1919 enthält in ihrem zweiten Hauptteil 
Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen, Im 
dritten Abschnitt Bestimmungen über "Religion und 
Religionsgese.llschafton" (Artikel 135 bis 141). 

Da über die Natur der "Grundrechte und Grund-* 
pflichten" die verschiedensten Auffassungen 7 ^ herr¬ 
schen, soll zunächst klargestellt werden, welch© 

allgemeine rechtliche Bedeutung diesen Artikeln zu- 


kcmint. 


Es ist kein Zweifel, dass die in ihnen zum 
Ausdruck gekommenen Grundsätze zum mindesten Grund¬ 
sätze für die zukünftige Gesetzgebung sein sollen. 
Elm ander. Frag« ist “her, »«Inh« Wirkung dl. 


Bestimmungen der Grundrecht, auf di. 1-.stehenden 
und zukünftigen Gesetze haben. Von einer solchen 
kann nur dann gesprochen werden, wenn der ein 
Grundrecht zue. Inhalt habende Artikel nicht ein. 
machtlose Bona, sondern ein rechtliches Seilen, ei¬ 
nen klaren Befehl enthält/’ Artikel 119 S.2 der 
Kelchs Verfassung und Artikel 150 I sind beispielswei¬ 
se kein, selbständigen R.ohtssätzei daraus ergibt 

. CQ die bestehenden und zukünftiger. Gesetze, 

sich, aass 

soweit ei« »« “en Artlk#1 lB 

Widerspruch stehen, ln ihrer Gültigkeit keineswegs 

erschüttert werden. 


, -st aber ein Artikel der Grundrechte di, 
f ' 01 

cb,r “• 

Äninek s. n. 
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Merkmale eines selbständigen Rechtssatzes auf, 
so ist kein Grund vorhanden, ihn hinsichtlich seiner 
Wirkung anders zu behandeln. 1 ' Aus der Reichstfer- 
fassung selbst ergibt sioh aber, dass im Falle 
des Widerspruchs zwischen einem "Grundrechte" und 
dem übrigen Recht der dem Grundrecht entsprechende 
Zustand auf dreifache Weise hergestellt werden 
kann: Entweder sind bestehende Gesetze als aufge¬ 
hoben, zukünftige als nichtig anzusehen (z.E. Arti¬ 
kel 1?3 I), oder dl ® Vorfasslir ß spricht selbst aus, 
dass der grundrechtmässige Zustand erst durch ein 
späteres Gesetz hergestellt werden soll (z.B. Ar¬ 
tikel 13° 111 )• Iin dritt ® n Fan ® ergibt sich die 
Wirkung nicht ohne weiteres aus dem Wortlaut, 
sondern es ist erst nach genauer Erwägung zu ent¬ 
scheiden, cb das bisherige Gesetz aufgehoben oder 

aufzuheben ist. ^ 

In Anbetracht dieses Ergebnisses erscheint a s 
durchaus verfehlt, dl. Vorschriften de. Abschnitte. 
Bellglon und Religlonsgeselleohaften hinsichtlich 
lfirer rechtlicher Bedeutung unter einen einheitli¬ 
chen Gesichtspunkt bringen zu »oller und lediglich 
als Programm oder Richtlinie für die zukünftige 
LIdesg.eotzg.buh* aufzufassen, »1. es einig, 
Schriftsteller tun 2 ’. In der Verfassung selbst 

findet 


ih 


—. /q -306) ist beizutreten, der den Ar- 

-)~Si©se ,e^uss-entwurfes trotz seiner 
1 107 des ^*ie Verfassung für die beste Zu¬ 
taufrahme i * irkuri gen der Grundrechte hält: 
arfttssur.g a® r den Richtschnur und Schranke 

Grundrechte Verwaltung und die Rechts- 

dl» ^r^furd den LSndern." 

ce im R ® i0 J JL der eine wirkliche Regelung 


ie Gesetzgeou^s^ Lgndern .« 

» im Reiob u ■ eir © wirkliche Regelung 

Marttug . S. r'ürund des Artikel 10 No.l der 
7 on einem lass enden Gesetz erwartet. 

? Verfassung 7 der ^ der Artikeln 135 ff* 

inger S.155 n *>.. dls zukünftige Tandesgeset. 
rjgrorundss^ r a ann S.71 hält offenbar einig 

r —— — — 


z- 




















findet sich kein Anhalt dafür, daher ist kein An¬ 
lass, von der Regel abzuweichen, Artikel für Artikel 
nach Wissenschaftlichen Grundsätzen auf seinen 
rechtlichen Inhalt zu untersuchen. 

Unter Eeachtung dieses Ergebnisses soll die 
nähere Prüfung der Artikel 135 bis 141 bezüglich 
ihrer Bedeutung für die Rechtsstellung der Hambur¬ 
ger Katholiken beginnen. 


1 Di0 Artikel 135 und 136 behandeln indivi¬ 
duell« Rechte. In seclfracher Beziehung wird die 
Religionsfreiheit des Einzelnen gewährleistet. 

a Zunächst wird wiederum zugeslchert, dass 
ein jeder glauben darf, was er will, und dass ihm 
vom Staat Min «laabe aufg.nötlgt „ird (Artikel | 
13*5 I). Io Hamburg war dies Grundrecht der Glaubens¬ 
und Gewissensfreiheit seit dem Westfälischen Frieden 

ILt mehr in Zweifel gezogen «erden. 

jfach Artikel 136 III S.l ist niemand ver- 

* P.lne religiöse Uebrrzeugurg zu offen¬ 
pflichtet, 

solche Verpflichtung, die also die 

baren. Ei ne 

subjektiv* Meinung botrlfft Und ln d8r Verfass ™S 
der Verpflichtung, seine Zugehörigkeit zu 
lner Religionsgesellschaft zu bekennen, geschieden 
hatte in Hamburg niemals bestanden. Es wurde 
durch diese Vorschrift, in gleicher Weise wie 

durch 

_ _ .. _-i + tnibar wirksam, Glase äussert sich 

Ö? tTkeT furunmi ifawiasky lässt sie ausdrück- 

ilcht über die „eisten Kommentatoren sich 

tich offen.^ua *„<, Führungen beschränken, mag auch 


cht ober eie die meisten Kommentatoren sich 

oh offen, ua Ausführungen beschränken, mag auch 
f allgemein s i e zunächst die unübersichtli- 

ran liegen , a ‘ * en Verhältnisse in Preussen vor 
>n und verwicice .i wt5 rdigung der Artikel 135 

r 0n hatten. ** ToX tes anscheinend auch Kahl im 
im Sinne des .. i9?0 S.l 4 8, und Meissner S.l'JS. ' 
idbuch der iollti 






















Hamburger 

durch die zu a., die Rechtsstellung der/Katholiken 
nicht geändert. 

c Artikel 136 III S.2 beschränkt das Recht 
der Behörden, nach der Zugehörigkeit zu einer 

Religionsgesellschaft zu fragen, auf die Fälle, 

in denen "Rechte und Pflichten davon abhängen oder 
eine geordnete statistische Erfüllung er erfordert.’ 

In Hamburg war bisher ein solches Fragerecht 
des Staates nicht festgelegt; im Gesetz betreffend 
das Einwohnerfleldewesen vom 6. Mai 1891 ist die 
Konfession nicht vorgesehen. Wohl aber wurde bei 
Zählungen, bei Aufnahme der Schulkinder usw. nach 

der Zugehörig*»« « ^ Religion.gemeinsohaft 


gefragt. 

Eine unmittelbare Aenderung individueller Rech 
t , ist also durch Artikel 136 III S.2 nicht einge¬ 
treten; vielmehr hat diese Vorschrift in Bezug auf 
dH augenblicklich. Recht nur Bedeutung als Norm 

im engerer Sinne. Und auch in 
für die Verwaltung im 6 

. .,, nc . ist sie von verschwindender prak- 
dieser Bezienur e, 

Uscher Wirkung, da in den meisten Fällen, in denen 

bisher nach der Konfession gefragt wurde, »Rechte 

ur ,d «lichten' davon abhängen. 

Kine praktische Bedeutung ist vielleicht 

ntircr von Beamten rieht nach der Knn 
Anstellung 

Gefragt werden darf, .ow.it dies bisher - 
; ann hätten di. Katholiken einen Vorteil 

* .«4 a 1 /'n vi a 




, dass 

Konfession 

geschah; 


_ erreicht: 

n hätten aie 

glaubten si® sioh vielfach ihres Bekenrt- 
. öffentlichen Dienst zurückgesetzt. 

36S wegen 

Bekanntmachung'' ; zur Ausführung des 


. *<•! Giese S.B 63 . 9. 

SÄ* »«fr****- 
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* 

§ 82 a das Gesetzes über di® Beurkundung des Personen 
Standes und die Ehesebliessung vom 6 . Februar 1875 
in der Fassung vom 11. Juni 1920 15 ist bereits der 
Einhaltung des Artikels 136 III Sorge getragen und 
damit für die kathollsehe Gemeinde in Hamburg ein 
neues Recht begründet worden. Diese Bekanntmachung 
bestimmt: "Das statistische Landesamt hat die zähl¬ 
blätter statistisch zu bearbeiten und aufzubewahren. 

Es ist verpflichtet, den berechtigten Religionsge- 
sollsehaften oder ihren Angehörigen auf Verlangen 
Auskunft zu gewähren." Demnach muss der Hamburgisohe 
Staat der katholischen Gemeinde ohne Gegenleistung 

, rilP in Hamburg wohnenden Katholiken 

Kenntnis über uz» 

verschaffen» 

Dies ist von praktischer Bedeutung für die Aus- 

übung d88 Bast©u 0 pungsre«hts und stallt aina wasant- 

riu-n denn bisher war die Gemeinde 
liehe Neuerung dar, 

dar au f angaatasan, durah rrtrata Ba^hungan dta 

leatholisshen Eln-ohnar f.stsustell.n, 

_ , a „ t1jn c ist die Vorschrift des Arti- 
Von Bedeutung 

. o. "Die ungestörte Religionsübung wird 

kals 135 U1 

, cfAht unter staatlichem Schutz® 

gewährleistet und steht 

q+*atsgesetze bleiben unberührt.'! 

Die allgemeinen Staatsg 

... zweifellos ein selbständiger 

Dieser ArtiJtez 

Ar ,* & r Rechtssatz, und es muss, wenn 

freiheitgewahrender 

- arl oben dargelegten Grundsätzen wür- 
man ihn nach den 

angenommen «rden, dass 11 » unmittelbar. „Ir- 

0 ' ^ 4of t? s wären also sämtliche Ham- 

kung baizusi.ssan Ist. 

hurgisohen 

. Mutt 1920, S.1209. , 

-n^ 0 ichsß 0 o?iatsle*ik° n » Artikel "Hamburg", 

-oj Bachem» Staatsz 

a o S 101<. 

Band 2, o.z ///. 

/ ft*™* 1 '* ^ 

) Vgf- &***£' e ^ u tH ' {'/■ £cei( ///<■<• .. l'tt-iJtfcu/iw ,. . ; 

4 »^ fr A C f g au > 0 *- 

, - iqto. ?■ ■ m 

t /luj lAJ*U** > JBj 
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burgischön Bestimmungen, die die Freiheit der Reli¬ 
gionsübung der Katholiken beengten und, nie im vor¬ 
hergehenden Abschnitt ausgeführt, durch die Hamfcur- 
gischö Verfassung unberührt gelassen waren, hin¬ 
fällig geworden. Nur an den allgemeinen Staatsgeset¬ 
zen sollte die Kultusfreiheit ihre Schranke finden, 
vornehmlich also den Strafgesetzen; 1} die besonderen 
Beschränkungen in der Religionsfreiheit enthaltenden 


Gesetze sind aber aufgehoben. 

Die Katholifcöndürfen also jetzt die Hostie 

öffentlich zu Kranken tragen, Prozessionen veranstal- 

ten, brauch." Ihr. Faste rieht mehr in ihrer "Bet- 

häJ.rn" ln aller Still. *u feiern und sich nicht 

l.hr alles dessen zu enthalten, was das "public, 

. ^«rritium" bezeichnet. 0rdensprie3te r 
religi° nls exercit-iw 

dürfen angestellt und Kloster gegründet .erden, 
dl8 geistlichen dürfen sich auch in Chorkleidung 

ausserhalb ihrer Wohnung sehen lassen. 

Dass die aufgezahlten Betätigungen zur "Rill- 
.... Chören, dürfte ausser Zweifel stehen. 

gionsausübung gehöre , 

,. + auch Betätigungen, bei denen zweifel- 
Aber es gib* aucn 

, a, ra! i gionsausübung im Sinne der 
haft ist, ob eine Reüg 

„ .rnrileÄt oder nicht. Da die Ver- 

Reichs Verfassung 

^ 0I . "Religionsubung nicht 

fassung den Begriff 

. + wissenschaftlich auszulegen, 
bestimmt hat, is 

Bierbsl wird gesagt werden Können, dass zunächst 

g zur neligionsübung gehört, was eine Reli- 

i119 f .. r geboten erachtet. Da nun aber manche 

ITglon^onshhaften, -B. di. Katholische Kirche, 

b0r) s gebiete normieren und zwischen kiroh- ' 
-ast all 0 u l 

• criÖsen Geboten keinen Unterschied f 

lohen und rei & 

fliner Anerkennung des Kirchen¬ 
wirde man zu ei™* 
achen, *urae 

ti-.en. dessen Normen in unzähligen 
echtes gelangen müssen, 
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Beziehungen dem positiven staatlichen Recht wider¬ 
streiten. Ein solches Ergebnis wäre den herrschenden 
Grundanschauungen von Staat und Recht entgegen. Um 
also einen brauchbaren Inhalt für den Begriff der 
Religionsausübung nach der Reichsverfassung zu 


finden, ist die kirchliche Auffassung durch die 
staatliche, wie sie in dem gesamten positiven Recht 
zum Ausdruck kommt, zu korrigieren. Mit den herr¬ 
schenden Geistesrichtungen geht die herrschende 
Reohtsanschauung dahin, dass im allgemeinen unter 
Religionsausübung nicht mehr als die Freiheit, eine 
Weltanschauung zu haben und auszusprechen, verstanden 
wi^d* die Freiheit der Religionsausübung wird von 


l9r Glaubensfreiheit kaum unterschieden, -eil di. 

ucenblioklichen Geistesstromungen ln der sichtba- 

an ’ Betätigung religiöser Oeberz.ugung, genau „i. 

n den Zeiten des Rationalismus, höchstens eine* 

»i Form" 11 nicht aber eine Tätigkeit von 
äussere^ yorm » 

«ent und Zweck erblicken, um ein Recht zu 
Lgenem Wert una 

o + ä+l*ung ausdrücklich anzuerkennen. Zur 
sicher Betätigung 

igelung äusserer Verhältnisse, welcher Art sie 

l0 h immer sei*n mögen, * alt sicn aber ' iar 

n1fflS «raht so weit, dass nicht nur re- 

r kompetent. Di9B ° 

t-A-iez^r das Läuten von Kirchenglocken 

lutionäre Machthaber 

„„„ dass sie darin eine Storung der 

ordneten, °* 

... lin4t erblickten, sondern dass auch 
ligio nsausubU ^ 

, irirchlicäe Kreise sich angesichts 
jht einmal kircxix 

(S0r Eingriff allf den mCh ArHkö7 135 der 
. orawÄhrten staatlichen Schutz 


berief 011 '’ 

Es ergibt s 


der letzten Zeit 


ich daraus, dass infolge der im Laufe 
stark erweiterten Kompetenz des 

Staates 


1 

I 

l 


4 


vgl. * ( f' 
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Staates und der herrschenden rationalistischen An¬ 
schauungen die allge. eine Ueberzeugung dahin geht, 
dass der Begriff "Religionsausübung" eng auszulegen 

ist. 

Dies Ergebnis ist bei Lösung der Frage zu ver¬ 
werten, ob die Totenbestattung zur Religionsausübung 
gehört. Die herrschende Rechtsauffassung dürfte das 
verneinen. Schon die Hamburg!sehe Begräbnisordnung 
von 1882^ steht auf diesem aufgeklärten Standpunkt, 
Indem sie »*» 1» ersten Absatz des 5 1 mit kurzen 
Worten die Säkuljherung des Begräbniswesens aus- 
sprlolit und seitdem auoh folgerichtig durohgefilhrt 
hat, Im Absatz 2 die religiöse Seite der Bestattung 
nur 'als "Ceremonle" würdigt. Me mar damals die 
Forderung der Katholiken, die Ihre traditionellen 
Vorschriften der Klrchhofepflege, Orientierung der 
drüber usw. zur Anwendung bringen wollten, abl.hnt. 
U rd Ihnen di. Einräumung eines eigenen Friedhofes 

versagte, ohne dl. Frage unter dem Gesichtspunkt 

7V betrachten, so hat sich heute 

der Religionsubung zu 

„ rfass die Anlage eines Fried- 

diese ueberzeugung, dass « 

. „ staatliche Angelegenheit Ist und die 

hofes e-i n0 staaixx 

„ Kramte recht und sohleoht gepflegt 
Gräber durch Beamt 

werden, nooh bedeutend gefestigt. Endlich spricht 
io Nr * 5 der Reichsverfassung: Das 

rrd«*-’ 4 - Ms ' tz ” ebuns , 

1 Bestattungswes.n aufstellen- dafür, dass die 

kirchlichen Vorschriften dem gel- 
Bestattung Ausübung der Religion 

tenden Hecht gemäss nich 

anzusehen Ist. 

, 13«: Satz 2 verheissenen 

Trotz der im Artikel u. f 

oolieionsausÜbung werden also die Ka- 

Freiheit der - - tholiken 


oben S. 5». 
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tholiken Hamburgs ihr© Forderung nach einem eigenen 
Friedhof nicht durchsetzen können. Ein Wandel der 
herrschenden Anschauungen wäre notwendig, um die 
Möglichkeit zur Auslegung des Wortes "Religions¬ 
ausübung" im katholisch-kirchlichen Sinne zu gestatten 
e. Wie Artikel 135 Satz 2 die Freiheit der Reli¬ 
gionsübung festlegt, so enthält Artikel 136 IV die 
Freiheit von der Religionsübung: "niemand darf zu 
einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder 
zur Teilnahme an religiösen Uebungen oder zur Be- 
ni tzung einer religiösen Eidesnorm gezwungen werden." 

soweit bekannt, ein auf Gesetz 
In Hamburg bestand, > 

beruhender Zwang zur Teilnahme an kirchlichen oder 
religiösen Handlungen nicht. Auch ln der Verwaltung 
ging man mit Rücksicht vor. Katholisch. Schulkinder 
„rauchten beispielsweise an den Andachten der 
staatlichen Schulen nicht tellzunehmen. 


Eine religiöse Eidesform war ln einigen Bam- 
bur gischen Gesetzen vorgesehen. 1 Von Jeher drängte 

j . ta -fr- 1 -I aV» 


burgison»« . 

v . Hamburg niemanden, diese wörtlich, 
man jedoch in Hamburg 

„der überhaupt eine religiöse Formel zu gebrauchen. 
D1 , kirchlich. Zwangsgewalt wird übrigens 

duroh Artikel 13 « IV nicht berührt. 

. min » de r Rechtsstellung der Hamburger 
Ein® Aenderung 

. -t-o durch diese Vorschrift nicht 

Katholiken wurde 

^erbeigeführt. 

f# Dle 1B Artikel 136 I und II ausgesprochene 

, ,♦ staatsbürgerlichen Rechte und 

Unabhängigkeit a ... 

ÄT , in Hamburg seit 1860 gewährleistet, 
Pflichten war in 

v, rinrch bundesrechtliche Bestimmung, 
it 1869 auch duren 

Die 


se 


_Beispiel = Gesetz hetr. das Notariat vom 29 
«-«über 1099, J!;* « her die Verhältnisse der o] 


1 


-jTBeispi 0 - 1 • „ 

n *1* er 1899, $ 4 * + f5hsr die Verhältnisse der Christ- 
2) vgl.Hegle. : ^ndten in der freien Hansestadt 
liehen Heli£i Hamburg £ 



























Die Verschiedenheit des Wortlauts der Reichsver¬ 
fassung von dem der früheren Gesetze ist ohne Be¬ 
deutung. Der Rechtszustand hat sich nicht geändert: 
die Katholiken waren schon früher vollkommen gleich 

berechtigt. 

2 Artikel 137 und 138 handeln von der Rechts¬ 
stellung der Religionsgesellschaften. 

Beide Artikel enthalten Re^chfenorraen selbstän- 
dlgsr Art, abgesehen von Artikel 138 II, der nur 
» lne - „loht ausgesprochene - Verweisung auf Ar¬ 
tikel 153 enthält, der sieh seinerseits wieder auf 
das gesamte positiv. Recht besieht. Demnach ergibt 
sich für Artikel 138 II kein weiterer Inhalt, als 

die selbstverständliche Feststellung, dass di» Re- 
llgionsgesellschaften, soweit sie rechtsfähig sind, 
auoh Eigentümer sein können und bleiben, soweit 

Grafte der Rechtsfähigkeit ist aber 
sie es waren. Die *rag 

wiederum in Artikel 13V geregelt. 

Absatz I des Artikels 138 Ist für die Rechts- 

, vatholischen Gemeinde in Hamburg ohne 
Stellung der katnoj. 

.. Gemeinde *jtxK*xk*irgx seit ihrem 

Bedeutung, ™ 1;L ai 

c+aat vo iikommen getrennt war und der 
Bestehen vom Staat v 

w « Q ,]f Gesetz, Vertrag oder besonderem 
Staat ihr keine aui 

. a* n Leistungen" zuwendete. Die 

Rechtstitel beruhenden 

„ m1t bewilligten Summen zur Unter- 

ihr in letzter 

. schulen beruhten nicht auf Rechts 

haltung der Gerne indescnui 

. nicht der katholischen Gemein- 
titeln, flössen auoh 

d9 als Religion««» 11 "’ 3 ° nd *™ ’ lrWr 

privatschulen haltenden Corporation im Sinn, des 

Unterrichts- » 

, nh . r 1814, Art.2:„. .. Wenn aber 
fefibürg vom 20 * ?jL n * für das religiöse Gewissen 

H^ligionsmeinung d(?n äusseren Por men 

ines Individuums Jblos - gQ wlrd soloh0 V on einem 

ine Veränderung^^ J mgt | n den gemäss angeordnet werderj 
3) Ooermann S.73. 
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Unterrichtsgesetzes zu. 1 ' 

Artikel 138 berührt also die jetzige Rechts¬ 
stellung der Katholiken in keiner Weise. 

Es bleiben also die Bestimmungen des Artikels 
137 zu untersuchen. 

Absatz I, der besagt, es besteht keine Staats¬ 


kirche, und Absatz VII, der von Freidenkervereini¬ 
gungen handelt, können von vornherein ausser Be¬ 
tracht bleiben. Auch die von der Freiheit der 
Vereinigung zu Religionsgesellschaften und des Zu¬ 
sammenschlusses von Religionsgesellschaften handeln- 
den Absätze II und V Satz 3 sind ohna Bedautung 
für die Untersuchung. 

Zur Entscheidung, ob und inwieweit die übrigen 
Absätza das Artikels 137 auf dla katholisch, Ge¬ 
meinde ln Hamburg Anwandung flndan, mass zunächst 
klargastollt wardan, »as di, Relohsvarfassung untar 

ainar Hallglonsgasallschaft versteht. Sla erkannt 

solche als Reohtssubjekt nur an. wann .1. Privat- 
recht sfähigkeit durah Eintragung Ins Vereins.eglstar 
.rworban haban oder Mshar als Körperschaft das 

anerkannt waren. Ob dies letzte 
iffentllchon Rachts anarkan 

utrlfft, lat u“ 011 Landesrecht zu cntscheldan. 

Was 'dla katholisch, Gemeinde ln Hamburg angaht, 

Abschnitt dargestellt worden, 
o ist im vorig« n A 

sla durah dla Varfassung von 1860 .ln. Kör- 
trschaft das öffentlichen Rachts wurde.' 

Also finden dla artsprechenden Vorschriften 

r Relohsvarfassung auf sla Anwandung. 

wt diesem Ergebnis soll Im näharan auf dla 
rschriften das Artikels 137 in Bezug auf Ihre Ba- < 


deutung 


■vgl. oben s. •£. 
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Zf*"* 

£ c he GeLind« 0 ^” deutung/a ingegangen werden. 

H &fcbur* i 

6 q Nach Absatz V soll 


mg/ eingegarißou 

a. Nach Absatz V soll die katholisch© Gemeind© 
, in , Körperschaft des öffentlichen Rechts bleiben. 
Dies, Vorschrift Ist eine retchsreoht Hohe Aufrecht¬ 
erhaltung derjenigen Hamburgisch.n Bestimmungen, 
di, ,ine Gewährung öffentlicher Körperschaftsrecht, 
enthalten, hauptsächlich also der 1, vorhergehenden 
Abschnitt eingehend ge.«rdlgten Bestiegen der 

Hamburgisch.n a b. r Absatz 

h . Weitergebend« R e0 te & 

nl den R.llglonsgesenschaften. Dieser hat 1, 

Verhältnis tu Absatz V den Iraner . ~ S y 

ft j, a , Rellglonsgesellschaft el 
meinen Vorschrift, 
rerlel ob Körperschaft des of en . 
od , r „chtsfähig g»»3S den Bestimmungen des 

lbr , Angelegenheiten selhstän- 

Privatrechts - SOXJ - 

„ ,b des für alle geltenden Gesetzes v.r- 
diz innerhalb des * 

, Aemter ohne Mitwirkung des Staates 

“““ ^ Hohen Gemeinde verleihen dürfen. 

^ Z die Rellgionsgesellschaften, die ais Verein. 

.. , ... „-„erben haben, l»t «>*•' dem für 

Rechtsfah g hauptsächlich das Bürgerlich. 

11fl cta itenden 

alle ße H«<?sen Normativbest immun- 

— zu ~ - 
g ,n die Autonom ^ ^„„gegenüber hat di, Zu¬ 
wirksamer Heise ^ nur 41 . B , d , ut ung, 

Sicherung der^, „, ch t, als wie dueh 

^ „ h, Gesetzbuch festgelegt sind, nämlich 

das Burger, c ^^^„„„ht, nicht zustehen. 

9in besonderes Religionsgesellschäften, » 

T „ Re7 iehung auf ai 

^ften des öffontliohen Rechts an- f 

di, als Korp .fdr alle geltenden 

Är , sind unter ^ 

a-rhunnt wäre > n.c^t.zen 
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Gesetzen" nur solche zu verstehen, die nicht eigens 
für die Religionsgesellschaften gemacht sind. Alle 
übrigen Gesetze, und seien es auch Landesverfassun¬ 
gen, die sich mit der Regelung der rechtlichen Ver¬ 
hältnisse der Religionsgesellschaften befassen, ste- 
hon im Widerspruch zu Artikel 137 Ah».III der 
Reiohsverfassung, soweit sie die Selbständigkeit der 
Religionsgesellschaften auch nur im geringsten diesen 
Artikel gegenüber beschränken. , 

Diese Folgerung steht durchaus nicht im 
Gegensatz zu Absatz V. Wenn dort gesagt wird, dass 

die Religionsgesellschaften Körperschaften des 

_ t soweit sie es bisher 
öffentlichen Rechts bleiben, so 

dieser Rechtssatz lediglich ein auf¬ 
waren, so ist dieser a 

v n-onder umschreibt aber im übrigen die 

rechterhaltender, um» 

Rechtsstellung der Religlonsgesellechaften nicht. 

Auch darauf, dass aus Artikel 10 No.l der Reicherer- 

* folre vorläufig könnten die Länder die 
fassung folge, 

„„ tallun - der Religionsgesellschaften bestlm- 
Rechtsstellung “ 

v.in-swegs die Meinung gestutzt werden, dass 
men, kann keineswegs 

landesrechtliche Formen, die ein. Einengung der 
Selbständigkeit der Religlonsgesellechaften zum 

Ir * a „ haben, von Artikel 137 HI nicht betroffen 

, Dl8 den Ländern verbliebene» Kompetenz kann 

werden. Die ^ Reioh nlcht schon bindende 

nur soweit gab« t ^ ^ dleS0 Gesetzgebung 

Richtlinien g«g arU ndsätze der Reiohs- 

hat selbstverständlich die 

Verfassung zu be aln staatliches Auf- 

Fs folgt also, dass 

ht ttls0 auch für das Oberaufsichtsrecht 

sichtsrec , über die katholische Oe- 

.«.• Hambuigischen Staates 
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meind., kein Ra» mehr ist.” Auch das Erfordernis : 
einer besonderen Bestätigung bei Kirchenbauten 
und die übrigen Immer noch naoh Artikel 3 und 5 
der Concession verlangten Bestätigungen und Anseigen 
eiderstreiten der Reichsverfassung, denn fraglos 
handelt es sich bei alledem um Eingriffe in eigene, 

innere Angelegenheiten. 

e Rach Artikel 137 Absatz VI sind die Reli- 

-ionsgesellschaften, »eiche Körperschaften des öffent - 

6 liehen | , 

-TT ~5änger S.158» JJfJViteratur erklären sich 

Zweifel hien d as Jrort "Kirchenhoheit" vielfach in 
daraus, dass das fiorv lrd> K ahl versteht darun- 

doppaltoxn Sinne § e Kg°Jf., 309 ff») die ln d9r 
t9r (Lehrsystem S.270 » h rlffene Kompetenz des 

gesellsohaften. Baher ü e s r 11e s taatskireM lohen B,_ 

itinmungen der ^^Staatshoheit fori.?? Uesamtergeb- 
™r einf all««Anwicklung des Systems der 
4 . ^AitÄemassa For ;; ,\ es Reiches über die 

-, S ^h«nhoheit." Me « laol,t , i ?e Kirchenhoheit, hat. 

,eUgiOTSgesellschaft» n | g ss der Artikel H5 ff. der 
juai <?o vorläufig 1D1 . vt und beschränkt sich nun 
ieichsverfassung ausg.»if^ nd grn und Gesetze auf 
iel °no Artikel a g j.oh natürlich im 

lara d ion ArtiKel 10 »0.1, müssen, zu be- 

frund ^uitel 135 «. {f 3;0 zu Art. 137 XII)! 
lahmen (jiese sehr® keine besondere Kir— 

C ^ 1:L Rftichsverfassung ^ 0n 9in staatliches 

D 1 , J?»lt" und verneint desweg ^ Klrc henhoheit 

h J”?eMsreoht. Während als sl8 ln S8ln9m 

ufsicht „„gefasst, heja . ^arin einic. dass 


t 1920 S.l^),J- fest gestellt w sei, so 

; lun a * widers pruohj der Verfassung im Wlder- 
l lTmlt äem Wortlaut «; s8erden ist nicht 
nnd ist ahzulsän d0r Kirc henhoheit 

hin wie ®s zwi i,,fsiohtsreoht des Artikels 
a Kahls Verfassung noch eine "allgemei- 

*•“" SOll> 
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liehen Rechts sind, berechtigt, auf Grund der 
bürgerlichen Steuerlisten nach Massgabe der landes- 
rechtlfchen Bestimmungen Steuern zu erheben. Der 
katholischen Gemeinde in Hamburg war das Besteue¬ 
rungsrecht tKxKarafcHK* im J ahre 1904 gewährt worden, 1 
bei Erhebung der Steuer hatte der Staat, wie eben¬ 
falls oben dargestellt, seinen Apparat zur Verfü¬ 
gung gestellt. 2) Also entsprach der bisherige Zu¬ 
stand schon der Reichsverfassung. Deber die Ater 
für die Steuererhebung wichtig. Neuerung, dass der 
Staat verpflichtet ist, der katholischen Gemeinde 
die Einwohner katholischen Bekenntnisses anzugeben, 

ist oben gesprochen worden. 3 

Durch die neue Reichsfinanzgesetzgebung Ist 
ab .r der Hamburgisch.- Staat als Steuererheber der 
katholischen Gemeind, ausgeschaltet worden. Bisher 
TOr den nämlich Kirchensteuer und Einkommensteuer 

„ das sacht zur Besteuerung des 

zusammen erhoben, da 

■ . aber inzwischen auf das Reich nberge- 
Einkommens ist 

... $ l5 z des Bandessteuergesetzes 
gangen. Hier 8«^^ B9Uglonsg ,sellschaft.n 

vom 30. Marz berechtigt, Zuschläge 

. rvPfant liehen Rechts sir 

, -rn zu erhfeben, die an Stell, der 
zu den Reichss eu sem , lnda3 teuern getreten 

bisherigen der Steu.rver- 

3lnd/ ^ i: praktischen Bedürfnisse bestimmt 
waltung an n . «Auf Antrag der 

419 —rm —- 

zuständigen und den Finanzämtern 

Finanzen den Lan Klroh , n steuern zu übertragen." 

Verwaltung • ♦ * v ° Daraus t 


tpFg 1. °? en « * *? ‘ 
2) r 
.3) " 


** * 
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Daraus folgt, dass was die Erhebung der 
Kirchensteuer angeht, landesrechtliche Bestimmungen 
nicht mehr in Betracht kommen, da dies Gebiet 
vom Reich erschöpfend geordnet ist. Die katholisch» 
Gemeinde in Hamburg braucht nur mit dem Landesfi- 
nanzamt in Hamburg ln Verbindung zu treten- 
Es fragt sich nun, ob bei dieser Sachlage 
§ i des Hamburgisohen Gesetzes betreffend die Kir¬ 
chensteuer der römisch-katholischen Jemeind. 

ln Hamburg vom 22 . Januar 190t, nach dem di. Be¬ 
dungen der Gemeinde über die Steuererhebung 

... Senats bedürfen, noch anwendbar 
der Genehmigung das Senats 

. , a+ ins Auge zu fassen, dass sich die 
ist. Hierbei ist ins Aug 

auf die Höhe des Zuschlags 
Genehmigung nur noch auf 

nhtrlelch es nun merkwürdig er#* 
erstrecken kann. Obgleicn 

scheint, die Erhebung einer Kirchensteuer durch ein, 

/hörde die nach Reichsgesetz hierbei dem 

1)910118 ' 8 ’ 1)sChaft en nachzukotrmen 

Verlangen der Reit« Lan desbehSrde abhän- 

„„ der Genehmigung einer 

nat> , t d0 ch wohl anzunehmen, dass 

gig zu machen, ; t ° 9 ; e S rg9setM3 ,it Artikel 137 VX 
5 1 des Kirche „ ar lst . In diesem Punkte 

D . rhsverfassung verein 

r • ndeshoheit gewahrt bleiben. Es er- 

soll eben die katho ii s che Gemeinde verpflichtet 

5iM Sl ° h ’ tätigten Eusohlag dem Senat zur Ge¬ 
st, den bea ^ ^ dass sl0 .rst rach Ge- 

„hmigung vorzu , mt ,iiung gemäss 

„hmigung dem I*" machen darf . 

15 1 ~ 7T;;; ,s zu entscheiden, ob , 3 des 

SOl,Wl K Tro S hensteuer 8 « 99 t» 8 der neuen Rechts- 
5 nannten ^ ^ igt der Senat "befugt 

*• ln B1 " Auskunft über ihre vermögens- 

m der Gemein * un d insbesondere sich 
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dia Jahresrachrung und das Budget dar Gemeinde ver¬ 
legen zu lassen." Diese Befugnis steht mit dem Be- 
steuerungsreoht selbst nur in losem Zusammenhang, 
da sie dem Senat nur die Handhabe Meten soll, ein 
Urteil darüber zu gewinnen, ob der von der Katholi¬ 
schen Gemeinde geforderte Steuerschlag angemessen 
ist Ausserdem stellt das Auskunftsreoht einen Bin- 
gtl ff ln di. Selbständigkeit dar, der mit Artikel 
137 in der Reiohsverfassung an sich kaum vereinbar 
ist Dennoch scheint die h« genannte Bestimmung 
des’Kirchensteuergesetzes in den Rahmen der neuen 
Gesetze hineinzupassen, -bsatz VI des Artikels 137, 

,.i -tat ]ex specialis zu Absatz 
der auf verweist, ist 

m . deswegen ist der Widerspruch nur scheinbar, 

in Wahrheit liegt nähere Regelung vor. Aleo ist 

„ «Vit vor der katholischen Gemeinde 
dem Senat das Hecht, 

v nft über ihre VePögensverhfiltnisse 

in Hamburg Auskunft über 

zu verlangen, verblieben. 

d Bisher ist nur untersucht worden, ob und 

' . . »ich das im Artikel 137 enthaltene Recht 

inwiefern- t9 r»chied. Heber die Wirkung 

von dem bisher gen Recht besagt Absatz 

—— —tt 

V srforderl, liegt diese der 

eine weitere Regelung ^ 

Landesgesetzg hau pts8ohlich lm Hinblick 

Diese Bestimmung ist 

. , di9 ausserhamburgiseh.n ^der und die avange- 

U Che Kirche getroffen, wo Staat und Kirche seit 
llsch ' v sir d, dass die Trennung 

n enfc verbunden smu, 

langem s - Geset zgebung erfolgen kann. 

Air Wege weiter^ 

Hers in Hamburg, Kirche und Staat waren seit 
Ander ‘ „A ur ,d insbesondere war die 

18*0 vollständig getrennt, 
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aner- 


katholische Gemeinde, seitdem sie überhaupt 
kannt war, immer ein selbständiger, unabhängiger 
Organismus gewesen. Es hatten wenige gesetzliehe Be¬ 
stimmungen genügt, um tos Verhältnis zwischen Staat 
und Gemeinde festzulegen, besondere Einrichtungen 
waren unnötig gewesen. In gldicher Weise zeigt sich 
auch keine Notwendigkeit, tos Hamburgische landes- 
reoht soweit es mit den Bestimmungen der Reichs¬ 
verfassung, wie oben dargestellt, in Widerspruch 
steht durch Gesetzgebung der Reichsverfassung anzu¬ 
passen. Eine “weitere Regelung" ist nicht erforder¬ 
et,. also wirkt Artikel 13V in Hamburg unmittelbart 
Bit dem Inkrafttreten der Ret ohsverfassung ist 
da „ Oberaufsichtsrecht und die übrigen Beschränkungen 
J Selbständigkeit der Gemeinde aufgehoben worden. 

3 . von den übrigen Artikeln des Absohni'ts Re- 

Hgion'urd Religionsges.llsohaften’enthält Artikel 

tärdigen Reohtssatz, sondern nur 

i vgirien selbstär ß 

vor Bestimmungen der Reichs- 

Aufeechterhaltung v 

programmatischer Form.Die Länder 
apwarbeordnung in p h 

8 Bestimmen der Feiertage (Gewer- 

bleiben kompetent W Be.tin 

beordrung § lC ' Frelhe it der Religionsaus- 

n a <5 Grundrecht d 

„ diese Befugnis des Staates, nach 
^rlitsruk,. anzuordnen, nicht berührt, 
;Sln9E \ die Befugnis der Rellgionsgesellschaften, < 
Trim-tdünken Feiertage anzuordnen, denn die 
"* 1 des "anerkannten Feiertages" erschöpft 

"staatlichen Schutz der Arbeitsruhe. 

10h A nur kirchlichen Feiertagen besteht nur 

' auf Arbeitsruhe, z.B. für katholi- 

Anspruch aui ah 

inn 61 ‘ "allgemeines Gesetz" dies 


_ wenn 
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ur> 


Vorsicht, solange dies nicht der Fall ist, ist die ; 
ir Ausführung des 5 105 a II der Reiohsgewerbeordnung 
erlassene Bekanntmachung vom Sti B. April 1P95, 
geändert durch die Bekanntmachung vom ?9. Mal 1896 
und das Gesetz vom 12. Mai 1919, di« die "anerkann¬ 
ter, Feiertage "aufzählt, ein die Freiheit der Re¬ 
ligionsausübung beschränkendes "allgemeines Staats- 

gesetz" im Sinne des Artikels 135 Satz 3, da es 
nur für einige testete Tag. Arbeitsruhe »"befiehlt, 

. r-iißiSsa Ruh©- und Feiergebot 

das" kirchliche und religi 

lB übrigen aber nicht schützt. 

Irgendwelche Aenderung der Rechtslage ist für 
die Katholiken Hamburgs durch Artild 13 , nicht ein 

Artikel HO kommt für Hamburg nicht in 
getreten. ^ gJM rten Religionsgesellsohaf- 

Eetracht. _ Bestimmungen der allgemeinen 

*“ “ VrL« nur in den eigenen Räumlioh- 

GSS0U ° TrZn auch in Krankenhäusern, Strafanstal- 
keiten, sondern ^ Arstalten , soweit 

+mn und sonstig® 11 

Bedürfnis zeigt, Kulthandlungen vorzu- 
sl oh dort e r HaB burglschen Staates 

nacs Hausrecht aes 

rahmen. - Bezl ,hung durch reichsrechtliche 

ist also m Qi 

_ beschränkt worden. 

Bestimmung - . unm ittelbare Wirkung bei zu 

Dieser Vorschrift 

twa entgegenstehende Rechtsnormen 

' Order sind. Hauptsächlich ist aber Ar- 

,Wirksam ge» ' für zukünftige Fer- 

,ikel Hl eln6 R 

















Durch die Artikel 135 S& 1« <*« R»l«l=s™r- 
fassurg ist das Rechtegebiet 'Religion und F.11- 
gionsgese 11 schäften'weitangehend geordnet worden. 

Mit Recht spricht Coennann 1 ’ aus, dass die Richt- 
linien der Reicbsverfassung so eingehend ausgefallen 
wären, dass der bandesgesetzgebung nicht viel tu he- 

... bliob e. Für Hamburg frommt noch dazu, 
stimmen übrig blieoo. 

... . n7 W ie oben dargelegt ist, einer 

dass Artikel 13', wie 

. Tandesgesetz nicht bedar. . 
Durchführung durch Iandesg 

Trotzdem sind di. Bestimmungen der Reichsv.r- 
fassung nicht erschöpfend: Hamburg hat roch in 

p iehungen eine Kompetenz zur Staatskirchen- 
eiMgen ez ^ den Län dern verbliebene 

-;:;r über Reoht urd Pflichten der Religions- 
g ; «e wenn auch im Rahmen der Reichsv.r- 
^ u , t ’ zu befinden (Art.10 Ro.l), gestattet 

fassung sei ■ . • ^ -, ig enen Angelegenheit' 

vcr allem, ®h landesges.tz zu umschrei- 

dos Artikel 3 137 111 

ben. r a.. fl 2) uf den Ständpunkt, 

stellt man sich mit diese 

S wJten grenzten den Wirkungs- 

~ ...»... - 

kreis ihres die Gesetzgebung der 

- e nicht wanig* r > 

Messe das n ^ ^ 0 , dml ng vielen ebenfalls 

Katholisch- ReohtsgeM , t , für sich in An- 

v om Staat vl ,ifach in ausdrücklichen Ge- _ 

^trirHrundprinzipien des staatlichen Rechts 

S, r anerkennen. Kl- solchen, das eigene Rechts- 
setzt, ü gebäude 


|] 1 : 367 ^ 8 , Anmerkung 7. 
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gebäude erschütternden Inhalt kann ©in Staatsgesotz 

nicht haben. Deswegen bann es nicht richtig sein, 

den Begriff der eigenen Angelegenheit nur durch 

kirchliches Recht zu bestimmen, genau so wie dies 

beim Begriff der "Religionsausübung” nicht zulässig 

1 ) 

war. 

Man muss sich vielmehr im Hinblick auf das 
bis zum Inkrafttreten der Reichsverfassung geltende 
Recht auf den Standpunkt stellen, dass der Gesetzge¬ 
ber, als er das Wort "eigener Angelegenheit" wählte, , 
sich die allgemein herrschende Rechtsanschauung 
zu eigen machte. Diese geht, wie schon oben ausge¬ 
führt, dahin, den Kirchen einen nur kleinen Kreis 
von Angelegenheiten zuzuweiser, dem Staat aber eine 
fast unbeschränkte Kompetenz vorzubehalten. Und bei 
neueintretenden Kollissionen dürfen die Länder, so¬ 
lange das Reich nicht von «seiner fakultativen Kom¬ 
petenz gemäss Artikel 10 No.l Gebrauch gemacht, hat, 
durch Gesetz das streitige Rechtsgebiet eelbst ord¬ 
nen und damit das kirchliche Selbstverwaltungsrecht 

2 ) 

nach Artikel 137 III ausschliessen.' 

Hiernach muss die Landes-Gesetzgebung über den 
Kirchenaustritt auch nach dem Inkrafttreten der 
Reichsverfassung für gültig gehalten werden, zumal 
in Hamburg, wo der Austritt nur die Befreiung von 
Mitgliedsleistungen zur Folge hatte, im übrigen aber 
die Befugnis der Kirchen, über die Zugehörigkeit zu 
befinden, unberührt blieb. Bei dem engen Zusammen- 
hang zwischen kirchlichem Eesteuerungsrecht und 
staatlichem Austrittsrecht ?} könnte man fast sagen, 

das? fl 

Wells galt % 6 Lsh schor, nach der Haotargisch.n jO 

Verfassung von 1860, vgl.oben S.^/ fö- 

3) vgl. oben 3.SI/53. 

















80 


dass die hamburgische Austrittsgesetzgebung schon 
deswegen gültig geblieben sei, weil sie mit zu 
den nach Artikel 137 VI der Reichsverfassung auf— 
rechterhaltenen "landesrechtlichen Bestimmungen" 
gehöre. 

Das Austrittsgesetz vom 12. Dezember 1888 wurde „ ■ 
durch ein n%ues vom 15. Dezember 1919 ersetzt, das 
die Wirkungen des Austritts in gleicher Weise auf 
die Befreiung von den Mitglied*I*lstunge« beschränkt, 
aber insofern eine Neuerung brachte, als nunmehr jede 
Person nach Vollendung des 14. Lebensjahres selbst 
und für noch jüngere der die elterliche Gewalt 
innehabende "Elternteil" die Austrittserklärung 
rechtswirksam sollte abgeben können. 

Gedruckte Verhandlungen über das Zustandekommen 
dieses Gesetzes liegen nicht vor. 

Die Festsetzung eines so niedrigen Lebensjahres 
für die Rechtswirksamkeit des Austritts bedeutet ein 
Auf geben der Rechtsmeinur.g in der "Erwiderung und 
Antrag des Senats" vom 12. November 1888,^ nach der 
zum Austritt aus einer Religionsgesellschaft mit bür¬ 
gerlicher Wirkung volle Geschäftsfähigkeit notwen¬ 
dig sei, unbeschadet der auch dort anerkannten 
sogenannten "Diskretionsfähigkeit", die einem Kind 
erlaube, sein Verhältnis zu einer Religionsgemein¬ 
schaft seiner religiösen Ueberzeugurg entsprechend 

einzurlch- 

—n~F~iedberg, Verfassungsgesetze, Ergänzungsband 
II, S.95/Ib. 
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©inzurichten . Da aber nach dem Wortlaut auch des 


neuen Gesetzes der Staat in die kirchlichen Vorschrift 
ten über Beginn und Ende der Zugehörigkeit nicht 
«ingreifen wollte, so kann in der Altersherabsetzung 
nur die Bedeutung gesehen werden, dass der Austritt 
mit "bürgerlicher Wirkung« ein öffentlich-rechtlicher 
Akt ist, für den privatrechtliche Geschäftsfähig¬ 
keit nioht erforderlich ist. 

Von Bedeutung ist also der Austritt eines Min- 
der jährigen aus der katholischen Gemeinde nur dann 
wenn er kirchensteuerpflichtig war; dann darf keine 
Kirchensteuer von ihm eingezogen werden. Im übrigen 
ist es der Gemeinde freigestel.lt, ob und wieweit 
sie ©ine nach dem Gesetz vom 15. Dezember 1910 
ausgetretene Person als Mitglied ansehen will. 

Das Gesetz vom 15. Dezember I .919 hat, demnach 

die Rechtsstellung der katholischen Gemeinde in 

2 ) 

Hamburg nur wenig geändert. 


Hiermit am Ende der Untersuchung angelangt, 
erkennen wird, dass sich di© Stellung der Katholiken 
in Hamburg vom Verbot der Betätigung katholischer 


Religion unter Androhung von Strafe im langen Recess 
1^29 im Laufe der Jahrhunderte in vollkommene Glau- 

bens- 


—TT“T)ieser Gedankengang kann ohne Bedenken zur 
„slerung des § 1 des Austrittsgesetzes verwendet 
jrden da dieses unverändert nach der bezeichreten 
Liderung und Antrag des Senats" angenommen wurde. 

2) SiimUrheber haben auf diesem Wege das von 
]n en bekämpfte Institut der kirchlichen "Zwangs- 
t^nedscllft" nioht erschüttern können; eher haben 
e sich der MrchlVchen Lehre vor. der Diskretion 
die auch von katholischer Seite anerkannt 
rf «nn es “h 1 die Aufnahme in die Kirche 
ndelt. In dieser Beziehung ist also das neue Aus- 
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bans- und Kultusfreiheit jn individueller, in voll¬ 
ständige Gleichstellung mit den anderen Religionsge¬ 
sellschaften in staatskirchenrechtlicher Beziehung 
gewandelt hat. 

Die Hamburgische Staatsgewalt gab langsam, der 
Veränderung der Verhältnisse folgend, den "christ¬ 
lichen Religionsverwandten" ein Recht nach dem an¬ 
deren in die Hand, bis die neue Reichsverfassung 
die Regelung des mit der Reformation dem Reiche ent- 
rissenen Rechtsgebiet wieder aufnahm. 

Von praktischer Bedeutung sind die Bestimmungen 
der Reichsverfassung über die Steuergesetzgebung 
auf Grund der staatlichen Listen und der Wegfall 
des staatlichen Bestimmungsrechts bei der Anstellung 
von Geistlichen. Von der unbeshhränkten Kultusfrei¬ 
heit werden die Katholiken als Minderheit wenig Ge¬ 
brauch. machen, und ebenfalls ist der Wegfall des 
Oberaufsichtsrechts des Senates von geringer Be¬ 
deutung, da bisher so gut wie niemals ein Anlass zum I 
Einschreiten war. 

So lässt sich mit Kahl auch für Hamburg die 
Regelung durch die Reiohsverlassung als zeitgemässe 
Fortentwicklung des Systems der Kirchenhoheit be¬ 
zeichnen. 1 ^ Wenngleich der erste Blick zu der Mei¬ 
nung verleitet, als seien die Kirchen übermässig 
mit Rechten ausgestattet worden, so ergibt sich 
doch bei näherer Untersuchung, dass es sich keines- 
um eine radikale Umkehrung handelt, sondern 




■b 1 

i > 




wegs 


um 


3 


-j)"Handbuch der Politik 1 920, S.148. 


Zu 2) auf S.81) Austrittsgesetz der katholischen Ge¬ 
meinde keineswegs nur nachteilig, zumal die evange- 
] i shhe Landeskirche die staatlichen Austrittsvor- 

Auch in kirchlicher Beziehung -— - 
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tun einen Weiterbau unter Nutzung der Entwicklung 
und in vieler Beziehung, ohne die bisherige Landes 
gesetzgebung zu berühren. Nawiasky 1 ^ geht daher 
zu weit, wenn er schreibt: "Das Endergebnis ist 

e fr irp cj r 1 

dass/die Freiheit der Kirche vom Staat, Dienstbar¬ 
keit des Staates gegenüber der Kirche erreicht 
wird. " 

Allerdings ist zuzugeben, dass bei dem Durch- 
und Ineinandergreifen von Reichs- und Landesrecht 
die geltenden Normen oft nicht leicht zu finden 
sind. 

Darum ist zu hoffen, dass das Reich bald 
von seiner Befugnis gemäss Artikel 30 No.l der Ver¬ 
fassung Gebrauch macht und von sich aus die Rechts¬ 
stellung der Religionsgesellschaften einheitlich 

und erschöpfend regelt. 


“ TT” s.n6. 

Zu 2) auf S.81) lieh ansieht. Ausserdem dachten die 
Urheber des neuen Austrittsgesetzes - wie diejenigen 
der Verordnung des Arbeiter- und Soldatenrats vom" 
24. Dezember 1918 ~ an einen Angriff auf das reli¬ 
giöse Erziehungsrecht. Dieser muss aber nach der 
Fassung des Gesetzes als verfehlt, angesehen werden. 
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